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Rechtsbehelf	(©	M.	Schuppich	/	Fotolia.com)	Ein	Rechtsbehelf	ist	das	von	der	Rechtsordnung	in	einem	bestimmten	Verfahren	zugelassene	Mittel,	mit	dem	eine	staatliche	Entscheidung	angefochten	werden	kann.	Es	ist	zwischen	förmlichen	und	formlosen	Rechtsbehelfen	zu	unterscheiden:	Rechtsbehelf	-	Förmliche	Die	förmlichen	Rechtsbehelfe	sind,
wie	ihr	Name	vermuten	lässt,	an	bestimmte	Formen	oder	auch	Fristen	gebunden.	Zu	den	förmlichen	Rechtsbehelfen	gehören	insbesondere	die	sog.	Rechtsmittel,	aber	auch	verschiedene	andere	Rechtsbehelfe,	wie	Einspruch	und	Widerspruch,	die	Beschwerde,	die	Erinnerung,	die	Anhörungsrüge,	der	Befangenheitsantrag	oder	der	Antrag	auf
Widereinsetzung	in	den	vorigen	Stand.	Die	wohl	wichtigsten	Rechtsmittel	–	also	sowohl	die	Berufung	als	auch	die	(Sprung-)	Revision	–	sind	grundsätzlich	gegen	alle	Urteile	bzw.	Beschlüsse	möglich,	unabhängig	ob	im	Zivil-,	im	Straf-	oder	im	Verwaltungsprozess.	Die	Einlegung	von	Rechtsmitteln	hat	grundsätzlich	zwei	Effekte	zur	Folge.	Zum	einen
den	sog.	Devolutiveffekt	(vom	Lateinischen	„devolvere“,	also	„fortwälzen“),	durch	dem	die	Sache	zur	Entscheidung	in	eine	höhere	Instanz	gehoben	wird	(z.B.	vom	Amtsgericht	zum	Landgericht).	Zum	anderen	den	sog.	Suspensiveffekt	(vom	Lateinischen	„suspendere“,	also	„zum	Schweben	bringen“).	Dieser	bewirkt,	dass	die	Entscheidung	(bspw.	des
Amtsgerichts)	solange	nicht	wirksam	wird,	bevor	über	das	Rechtsmittel	abschließend	(dann	vom	Landgericht)	entschieden	ist.	Bei	wirksamer	Einlegung	eines	Rechtsmittels	entfaltet	das	Urteil	daher	zunächst	regelmäßig	keine	Rechtskraft.			Formlose	Rechtsbehelfe	Zu	den	formlosen	Rechtsbehelfen	gehören	insbesondere	die	Aufsichtsbeschwerden,
aber	auch	die	Gegenvorstellung	und	die	Petition.	Um	mit	einem	formlosen	Rechtsbehelf	wirklich	Erfolg	erzielen	zu	können,	muss	dieser	entsprechend	den	Tatsachen	auch	passend	ausgewählt	sein.	Aufgrund	der	Vielzahl	der	verschiedenen	formlosen	Rechtsbehelfe	ist	es	hier	für	Laien	nicht	immer	ganz	klar	zu	unterscheiden	und	die	richtige	Wahl	zu
treffen.	JuraForum-Tipp:	Generell	hat	jeder	Bürger	die	Möglichkeit,	das	Handeln	einer	Verwaltung	durch	einen	formlosen	Rechtsbehelf	infrage	zu	stellen.	Dies	ist	eine	weitere	Option	zu	der	Durchführung	eines	Widerspruchsverfahrens.	Bei	einem	formlosen	Rechtsbehelf	müssen	also	keine	Fristen	oder	Formen	gewahrt	werden.	Zudem	können	die
formlosen	Rechtsbehelfe	nicht	nur	bei	der	zuständigen	Behörde	eingereicht	werden,	sondern	auch	bei	der	Aufsichtsbehörde.	Ein	formloser	Rechtsbehelf	ist	keine	Voraussetzung	für	förmliches	Rechtsbehelfsverfahren,	in	Form	einer	Klage	oder	Widerklage.	Dies	kann	durch	die	Handlung	aber	auch	nicht	ersetzt	werden.	Wird	einem	formlosen
Rechtsbehelf	nicht	stattgegeben,	so	kann	gegen	die	Ablehnung	nicht	mit	einem	förmlichen	Rechtsbehelfsverfahren	vorgegangen	werden.	Rechtsbehelfsbelehrung	Eine	Rechtsbehelfsbelehrung	ist	die	Belehrung	darüber,	ob	und	wie	eine	behördliche	oder	gerichtliche	Entscheidung	durch	einen	Rechtsbehelf	angegriffen	werden	kann.	Im	deutschen
Recht	ist	eine	solche	Rechtsmittelbelehrung	mittlerweile	nahezu	in	allen	Rechtsgebieten	Pflicht.	Im	Verwaltungsrecht	ergibt	sich	diese	Pflicht	aus	§	58	Absatz	1	der	Verwaltungsgerichtsordnung	(VwGO).	Danach	beginnt	die	Frist	für	ein	Rechtsmittel	oder	einen	anderen	Rechtsbehelf	nämlich	erst	dann	zu	laufen,	wenn	der	Beteiligte	schriftlich	oder
elektronisch	belehrt	worden	ist.	Gleiches	gilt	nach	§	35a	StPO	im	Strafprozess,	nach	§	9	Absatz	5	ArbGG	im	Arbeitsrecht	und	nach	§	39	FamFG	im	Familienrecht.	Im	allgemeinen	Zivilrecht	wurde	die	Pflicht	zur	Rechtsmittelbelehrung	am	01.	Januar	2014	mit	dem	Gesetz	zur	Einführung	einer	Rechtsbehelfsbelehrung	im	Zivilprozess	und	zur	Änderung
anderer	Vorschriften	umfassend	eingeführt.	Ermessensspielraum	bei	Verkehrskontrolle.	(©	Rico	Löb	-	Fotolia.com)	Ermessen	ist	ein	Ausdruck,	der	insbesondere	im	Verwaltungsrecht	zu	finden	ist.	Damit	ist	grundsätzlich	gemeint,	dass	die	Behörde,	beim	Vorliegen	der	Voraussetzungen	der	jeweiligen	Rechtsgrundlage,	einen	Entscheidungsspielraum
besitzt.	Dieser	ist	zunächst	vom	Beurteilungsspielraum	zu	unterscheiden.	Ein	solcher	liegt	nämlich	dann	vor,	wenn	die	Behörde	nicht	auf	der	Rechtsfolgeseite,	sondern	auf	der	Tatbestandsseite	ein	Ermessen	eingeräumt	bekommen	hat,	also	hinsichtlich	der	Frage,	ob	überhaupt	ein	Tatbestandsmerkmal	vorliegt.	Im	Rahmen	des
Entscheidungsspielraums	hinsichtlich	der	Rechtsfolgenseite	ist	darüber	hinaus	zu	unterscheiden:	1.		Rechtlich	gebundene	Verwaltung	bei	den	sog.	Muss-Vorschriften	Die	Rechtsfolge	ist	in	diesen	Fällen	zwingend,	d.h.	es	besteht	eben	kein	Entscheidungsspielraum.	2.		Ermessensverwaltung	bei	den	sog.	Kann-Vorschriften	Hierbei	handelt	es	sich	um
den	Regelfall	des	Ermessens.	Wie	oben	bereits	beschrieben	kann	die	Verwaltung	zwischen	verschiedenen	Rechtsfolgen	wählen.	3.		Rechtlich	gebundenes	Ermessen	bei	den	sog.	Soll-Vorschriften	Im	Grundsatz	ist	in	diesen	Fällen	die	Rechtsfolge	ebenso	zwingend.	In	Ausnahmefällen	kann	jedoch	von	der	zwingenden	Rechtsfolge	abgerückt	werden.
Arten	von	Ermessen	1.		Entschließungsermessen	Die	Behörde	befindet	darüber,	ob	sie	überhaupt	tätig	werden	will	(sog.	Opportunitätsprinzip).	2.		Auswahlermessen	Es	obliegt	der	Behörde,	die	rechtmäßige	sowie	sachgerechte	und	zweckmäßige	Auswahl	von	verschiedenen	möglichen	Maßnahmen	zu	treffen.	Beachte:		Ist	der	konkreten	gesetzlichen
Regelung	nichts	anderes	zu	entnehmen,	so	hat	die	Verwaltung	sowohl	ein	Entschließungs-	als	auch	ein	Auswahlermessen.	Rechtsbindungen	des	Ermessens	Die	Verwaltungsbehörden	müssen	stets		Art.	1	Absatz	3	GG	beachten,	der	sich	letztlich	auch	in	§	40	des	VwVfG	wiederfindet.	Danach	gibt	es	nämlich	kein	„freies	Ermessen“,	sondern	nur
rechtsgebundenes	Ermessen.	Werden	die	Grenzen	des	Ermessens	also	nicht	eingehalten,	so	liegt	ein	Ermessensfehler	i.S.d.	§	40	VwVfG	vor,	der	gerichtlich	angreifbar	ist.	(Beachte:		Wird	eine	Verwaltungsmaßnahme	nicht	angegriffen,	obwohl	sie	an	einen	Ermessensfehler	leidet,	so	kann	sie	auch	in	Bestandskraft	erwachsen,	d.h.	wirksam	werden.
Gleiches	gilt	im	Übrigen	auch	für	eine	fehlerhafte	Anwendung	und	Auslegung	von	unbestimmten	Rechtsbegriffen.)	1.		Ermessensnichtgebrauch	Ein	Ermessensnichtgebrauch	liegt	vor,	wenn	die	Behörde	das	ihr	zustehende	Ermessen	nicht	ausübt,	weil	sie	gar	nicht	erkannt	hat,	dass	ihr	überhaupt	ein	Ermessen	zusteht.	Ein	solcher	Ermessensfehler
liegt	aber	auch	dann	vor,	wenn	die	Verwaltungsbehörde	ihr	Ermessen	zwar	angewandt	hat,	dies	jedoch	nicht	deutlich	gemacht	hat.	2.		Ermessensüberschreitung	Eine	Ermessensüberschreitung	liegt	vor,	wenn	die	Verwaltung	eine	vom	Gesetz	nicht	vorgesehene	Rechtsfolge	wählt,	die	Rechtsfolge	also	entweder	generell	oder	lediglich	im	konkreten
Einzelfall	unzulässig	ist.	3.		Ermessensfehlgebrauch	Ein	Ermessensfehlgebaucht	liegt	vor,	wenn	die	Verwaltungsbehörde	den	Sinn	und	Zweck	des	Gesetzes	nicht	richtig	erkennt	und	ihre	Ermessensentscheidung	daher	auf	fehlerhafte	Überlegungen	stützt.	Dies	ist	insbesondere	in	den	folgenden	Fällen	gegeben:	a)		Verkennung	von	Grundrechten	b)	
Fehler	bei	der	Prüfung	der	Verhältnismäßigkeit	Ein	Verstoß	gegen	den	Verhältnismäßigkeitsgrundsatz	liegt	vor,	wenn	der	Zweck	der	gewählten	Maßnahme	nicht	legitim	ist	und	die	Maßnahme	selbst	nicht	geeignet,	erforderlich	und	angemessen	ist.	i)		Der	Zweck	ist	legitim,	wenn	er	auf	das	Wohl	der	Allgemeinheit	gerichtet	ist	oder	es	für	den	Zweck
ein	staatlicher	Schutzauftrag	besteht.	ii)		Die	Maßnahme	ist	geeignet,	wenn	das	angestrebte	Ziel	mit	der	Maßnahme	zumindest	gefördert	werden	kann.	iii)		Die	Maßnahme	ist	erforderlich,	wenn	es	kein	milderes	Mittel	mit	dem	gleichen	Erfolg	und	vergleichbaren	Aufwand	gibt.	iv)		Die	Maßnahme	ist	angemessen,	wenn	das	verfolgte	Ziel	gegenüber	der
Intensität	des	Eingriffs	nicht	unverhältnismäßig	ist.	Ermessen	bei	automatisierten	Verwaltungsentscheidungen	(§	35a	VwVfG)	Mit	der	Einführung	des	§ 35a	VwVfG	(„automatisierter	Erlass	eines	Verwaltungsakts“)	wurde	auch	die	Ermessensausübung	in	automatisierten	Verfahren	geregelt.	Danach	darf	ein	Verwaltungsakt	vollständig	durch	eine
automatische	Einrichtung	erlassen	werden	–	einschließlich	der	erforderlichen	Ermessensentscheidung	–,	sofern	keine	abweichende	Rechtsvorschrift	entgegensteht.	Voraussetzung	ist	jedoch,	dass	die	Automatisierung	keine	unzulässige	Standardisierung	von	individuellen	Ermessensspielräumen	bedeutet.	Die	Ermessensausübung	muss	also	in	den
Algorithmen	der	Systeme	in	einer	rechtlich	überprüfbaren	Weise	angelegt	sein.	Diese	Entwicklung	bringt	neue	Herausforderungen	in	Bezug	auf	Transparenz,	Dokumentationspflichten	(§	39	VwVfG),	effektiven	Rechtsschutz	und	gerichtliche	Überprüfbarkeit	von	Ermessensfehlern	mit	sich.	Beispiel:	Automatisierte	Entscheidung	bei	Wohngeldanträgen
Ein	praxisrelevantes	Beispiel	für	die	automatisierte	Ausübung	von	Ermessen	gemäß	§	35a	VwVfG	ist	die	Bearbeitung	von	Wohngeldanträgen	durch	eine	kommunale	Behörde.	Stellt	eine	antragsberechtigte	Person	einen	Wohngeldantrag,	kann	dieser	mithilfe	einer	digitalen	Verwaltungssoftware	automatisiert	bearbeitet	und	beschieden	werden.	Die
Software	prüft	dabei	automatisch,	ob	die	gesetzlichen	Voraussetzungen	gemäß	dem	Wohngeldgesetz	(WoGG)	erfüllt	sind.	Dazu	zählen	unter	anderem	die	Einkommensgrenzen,	die	Miethöhe	sowie	die	Anzahl	der	Haushaltsmitglieder.	In	bestimmten	Fällen	räumt	das	WoGG	einen	Entscheidungsspielraum	ein,	etwa	bei	unregelmäßigem	Einkommen,
atypischen	Lebensverhältnissen	oder	kurzfristigen	Einkommensausfällen.	Die	Verwaltungssoftware	ist	in	der	Lage,	diese	Fälle	durch	zuvor	festgelegte	Entscheidungslogiken	zu	erkennen	und	zu	bewerten.	Liegt	zum	Beispiel	eine	Einkommensschwankung	von	mehr	als	20 %	in	den	letzten	drei	Monaten	vor,	wird	der	Antrag	automatisch	zur	manuellen
Prüfung	an	eine	Sachbearbeiterin	oder	einen	Sachbearbeiter	weitergeleitet.	Wird	der	Antrag	jedoch	als	klar	entscheidungsreif	eingestuft,	kann	das	System	eigenständig	–	und	rechtlich	wirksam	–	eine	Ermessensentscheidung	treffen.	Voraussetzung	ist,	dass	diese	automatisierte	Entscheidung	sowohl	inhaltlich	nachvollziehbar	als	auch	technisch
dokumentiert	wird,	sodass	sie	gemäß	§	39	VwVfG	überprüfbar	bleibt.	Damit	die	automatisierte	Ermessensausübung	rechtskonform	ist,	müssen	folgende	Voraussetzungen	erfüllt	sein:	Es	darf	kein	gesetzlicher	Ausschluss	der	Automatisierung	vorliegen,	etwa	durch	zwingend	vorgeschriebene	Anhörungen.	Die	Entscheidungslogik	muss	transparent,
nachvollziehbar	und	gerichtsfest	ausgestaltet	sein.	Härtefälle	müssen	zuverlässig	erkannt	und	an	eine	sachkundige	Person	zur	Einzelfallprüfung	weitergeleitet	werden.	Dieses	Beispiel	zeigt,	wie	eine	Verwaltung	moderne	IT-Systeme	im	Einklang	mit	dem	deutschen	Verwaltungsverfahrensrecht	einsetzen	kann,	ohne	dabei	die	rechtlichen	Vorgaben	zur
Ermessensausübung	zu	verletzen.	Gerade	im	Bereich	des	E-Governments	gewinnt	die	sachgerechte	und	kontrollierbare	Automatisierung	an	Bedeutung.	Ermessensreduktion	auf	Null	In	einigen	Fällen	wird	das	Ermessen	allerdings	eingeschränkt.	Man	spricht	insoweit	von	einer	Ermessensreduktion	auf	Null	(auch	als	Ermessensreduzierung	auf	Null
bekannt).	In	diesen	Fällen	ist	nur	eine	einzige	Entscheidung	fehlerfrei	möglich.	In	der	Regel	wird	dies	anzunehmen	sein,	wenn	eine	starke	Beeinträchtigung	zu	erwarten	ist	oder	bereits	vorliegt.	Juristische	Person	(©	Africa-Studio-Fotolia.com)	Juristische	Personen	sind	Vereinigungen	von	Personen	oder	Sachen	zu	einer	rechtlich	geregelten	Einheit,
die	von	der	Rechtsordnung	Rechtsfähigkeit	verliehen	bekommen.	Dadurch	können	sie	Träger	eigener	Rechte	und	Pflichten	sein	und	auch	vor	Gericht	klagen	und	verklagt	werden.	Kurzfassung:	Juristische	Personen	sind	Zusammenschlüsse	von	Personen	oder	Sachen,	die	von	der	Rechtsordnung	Rechtsfähigkeit	verliehen	bekommen	und	somit	Träger
eigener	Rechte	und	Pflichten	sind.	Es	gibt	Juristische	Personen	des	Privatrechts,	wie	z.B.	die	GmbH	oder	die	Aktiengesellschaft,	sowie	Juristische	Personen	des	öffentlichen	Rechts,	wie	z.B.	Bund,	Länder	und	Gemeinden.	Die	Merkmale	von	Personenvereinigungen	und	Körperschaften	unterscheiden	sich	je	nach	Art	der	Juristischen	Person.
Personenvereinigungen	wie	die	Gesellschaft	bürgerlichen	Rechts	sind	keine	Juristischen	Personen.	Juristische	Personen	können	vor	Gericht	klagen	und	verklagt	werden.	Juristische	Personen	des	Privatrechts	Die	juristische	Person	des	Privatrechts	ist	im	Sinne	der	o.g.	Definition	eine	Personenvereinigung,	die	Träger	eigener	Rechte	und	Pflichten	ist.
Im	Zivilrecht	sind	dabei	in	der	Regel	die	Körperschaften	gemeint,	die	regelmäßig	von	den	Gesamthandsgemeinschaften	i.S.d.	§§	718,	179,	739	BGB	(=	i.d.R.	Personengesellschaften)	zu	unterscheiden	sind.	Merkmale	von	Personenvereinigungen	/	Körperschaften:									-		Bestand	ist	unabhängig	von	den	Mitgliedern									-		Drittorganschaft									-	
Mehrheitsprinzip									-		Haftung	durch	Gesellschaftsvermögen			Merkmale	von	Personengesellschaften	/	Gesamthandsgemeinschaften:								–		abhängig	von	den	Gründern								–		Selbstorganschaft								–		Einstimmigkeitsprinzip								–		persönliche	Haftung	der	Gesellschafter	mit	Privatvermögen	Zu	beachten	ist,	dass	es	aber	auch	Mischformen	geben
kann.	Beispiele:	1)		Juristische	Personen	des	Privatrechts	sind	insbesondere:	a)		Die	Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung	(GmbH)	Die	GmbH	ist	einer	der	wichtigsten	juristischen	Personen	in	Deutschland.	Sie	ist	jedoch	weder	eine	reine	Personen-	noch	eine	reine	Kapitalgesellschaft	(also	Körperschaft),	sondern	eine	Mischform.	Definitionsmerkmale:
				–		Handelsgesellschaft,					–		mit	eigener	Rechtspersönlichkeit	(d.h.	GmbH	ist	selbst	Träger	von	Rechten	und	Pflichten),					–		deren	Gesellschafter	mit	Stammeinlagen					–		auf	das	in	Geschäftsanteile	zerlegte	Stammkapital	beteiligt	sind,					–		ohne	persönlich	für	die	Verbindlichkeiten	der	Gesellschaft	zu	haften	b)		Die	Aktiengesellschaft	(AG)	Die	AG
ist	hingegen	eine	reine	Kapitalgesellschaft	(also	Körperschaft)	und	damit	ebenso	auch	eine	juristische	Person.	Definitionsmerkmale:					–		Handelsgesellschaft,	§	3	AktG	und	damit	Formkaufmann		i.S.v.	§	6	HGB					–		mit	eigener	Rechtspersönlichkeit,	gem.	§	1	I	AktG;		folglich:	juristische	Person					–		deren	Gesellschafter	(genannt:	Aktionäre)	mit
Einlagen	an	dem	in	Aktien	zerlegten	Grundkapital	beteiligt	sind,					–		ohne	persönlich	für	die	Verbindlichkeiten	der	Gesellschaft	zu	haften	c)		Die	eingetragene	Genossenschaft	(e.G.)	Bei	der	e.G.	handelt	es	sich	ebenso	um	eine	reine	Kapitalgesellschaft	(also	Körperschaft)	und	auch	eine	juristische	Person.	Definitionsmerkmale	gem.	§	1
Genossenschaftsgesetz	(GenG):					–		Gesellschaft	von	nicht	geschlossener	Mitgliederzahl					–		welche	die	Förderung	des	Erwerbes	oder	der	Wirtschaft	ihrer	Mitglieder,					–		mittels	gemeinschaftlichen	Geschäftsbetriebes	bezwecken	Damit	verfolgt	die	eingetragene	Genossenschaft	keinen	beliebigen	Zweck	und	ist	somit	auch	keine	Handelsgesellschaft.
Nach	§	17	GenG	ist	sie	jedoch	sowohl	eine	juristische	Person,	die	daher	eine	eigene	Rechtspersönlichkeit	hat,	als	auch	ein	„Kaufmann“	i.S.d.	Handelsgesetzbuches	(HGB).	d)		Der	Verein	Es	gibt	zwei	Formen	von	Vereinen:	i)		der	nichtwirtschaftliche	Verein	i.S.d.	§	21	BGB	ii)	der	wirtschaftliche	Verein	i.S.d.	§	22	BGB	Der	wirtschaftliche	Verein	ist	eine
juristische	Person	und	Kapitalgesellschaft	(also	eine	Körperschaft).	Die	Rechtsfähigkeit	bestimmt	sich	nach	§	54	BGB.	Definitionsmerkmale:					–		auf	Dauer	angelegte	Verbindung					–		einer	größeren	Anzahl	von	Personen					–		zur	Verfolgung	eines	bestimmten	Zweckes	2)		Keine	juristischen	Personen	des	Privatrechts	sind	insbesondere:	a)		Die
Gesellschaft	bürgerlichen	Rechts	(GbR)	i.S.d.	§§	705	ff.	BGB	Bei	der	GbR	handelt	es	sich	um	die	Grundform	aller	Personengesellschaften.	b)		Die	offene	Handelsgesellschaft	(oHG)	c)		Die	Kommanditgesellschaft	(KG)	d)		Die	stille	Gesellschaft	Juristische	Personen	des	öffentlichen	Rechts	Juristische	Personen	des	öffentlichen	Rechts	sind	in	der	Regel
ebenso	Körperschaften,	können	aber	auch	öffentliche	Stiftungen	und	Anstalten	des	öffentlichen	Rechts	sein.	Darüber	hinaus	gelten	auch	die	sog.	Beliehenen	als	juristische	Personen	des	öffentlichen	Rechts.	Körperschaften	des	öffentlichen	Rechts	sind	durch	staatlichen	Hoheitsakt	ins	Leben	gerufene,	mitgliedschaftlich	verfasste,	aber	vom	Wechsel	der
Mitglieder	unabhängige	Rechtsträger	zur	Erfüllung	hoheitlicher	Aufgaben.	Dazu	gehören	auch	Bund,	Länder	und	Gemeinden.	Eine	öffentliche	Anstalt	ist	eine	Zusammenfassung	personeller	und	sachlicher	Mittel	in	der	Hand	eines	Trägers	öffentlicher	Verwaltung,	die	einem	besonderen	öffentlichen	Zweck	dauernd	zu	dienen	bestimmt	ist.	Stiftungen
des	öffentlichen	Rechts	sind	organisatorisch	verselbstständigte	rechtsfähige	Institutionen	mit	dem	Zweck	der	Verwaltung	eines	Bestandes	an	öffentlichem	Vermögen.	Beliehene	sind	natürliche	Personen	oder	juristische	Personen	des	Privatrechts,	die	durch	Gesetz	oder	aufgrund	eines	Gesetzes	einzelne	hoheitliche	Aufgaben	im	eigenen	Namen
wahrnehmen.	Daher	sind	sie	ebenso	rechtsfähig,	jedoch	nur	in	Ausnahmefällen	grundrechtsfähig.	Häufige	Fragen	zur	juristischen	Person	Nachfolgend	einige	häufig	gestellte	Fragen	zur	juristischen	Person:	Was	ist	eine	juristische	Person?	Eine	juristische	Person	ist	eine	von	der	natürlichen	Person	unterschiedene	Rechtseinheit,	die	von	Gesetzen
geschaffen	wurde	und	selbständig	Rechte	und	Pflichten	haben	kann.	Bekannte	Beispiele	für	juristische	Personen	sind	Aktiengesellschaften,	GmbHs,	Vereine	oder	Stiftungen.	Was	sind	die	Vorteile	einer	juristischen	Person?	Eine	juristische	Person	bietet	viele	Vorteile,	wie	zum	Beispiel	eine	beschränkte	Haftung,	eine	erhöhte	Glaubwürdigkeit
gegenüber	Geschäftspartnern,	eine	einfache	Übertragbarkeit	von	Anteilen	oder	die	Möglichkeit	der	ewigen	Existenz,	unabhängig	von	den	Personen,	die	sie	gründeten.	Wie	gründe	ich	eine	juristische	Person?	Die	Gründung	einer	juristischen	Person	hängt	von	der	Rechtsform	ab.	In	der	Regel	ist	ein	schriftlicher	Gründungsvertrag	erforderlich,	der
notariell	beglaubigt	werden	muss.	Für	die	Gründung	einer	AG	oder	GmbH	sind	weitere	Schritte	erforderlich,	wie	zum	Beispiel	die	Eintragung	ins	Handelsregister.	Welche	Pflichten	habe	ich	als	Gesellschafter	oder	Vorstand	einer	juristischen	Person?	Als	Gesellschafter	oder	Vorstand	einer	juristischen	Person	hat	man	bestimmte	Pflichten,	wie	zum
Beispiel	die	Sorgfaltspflicht,	die	Treuepflicht	oder	die	Buchführungspflicht.	Die	genauen	Pflichten	hängen	von	der	jeweiligen	Rechtsform	ab.	Wie	kann	ich	eine	juristische	Person	auflösen?	Eine	juristische	Person	kann	auf	verschiedene	Arten	aufgelöst	werden,	wie	zum	Beispiel	durch	Kündigung,	Löschung	im	Handelsregister,	Fusion	mit	einer	anderen
Gesellschaft	oder	Insolvenz.	Die	genauen	Schritte	hängen	von	der	Rechtsform	ab	und	sollten	von	einem	Anwalt	begleitet	werden.	Was	sind	die	steuerlichen	Aspekte	einer	juristischen	Person?	Juristische	Personen	unterliegen	bestimmten	steuerlichen	Regelungen,	wie	zum	Beispiel	der	Körperschaftsteuer	oder	der	Umsatzsteuer.	Die	genauen
Regelungen	hängen	von	der	Rechtsform	und	dem	Tätigkeitsbereich	ab	und	sollten	von	einem	Steuerberater	oder	Anwalt	erläutert	werden.	Welche	Haftungsrisiken	bestehen	für	mich	als	Gesellschafter	oder	Vorstand	einer	juristischen	Person?	In	der	Regel	sind	Gesellschafter	und	Vorstände	einer	juristischen	Person	beschränkt	haftbar.	Das	bedeutet,
dass	sie	nur	mit	ihrem	eingesetzten	Kapital	haften.	Allerdings	können	sie	bei	grober	Fahrlässigkeit	oder	vorsätzlichem	Handeln	persönlich	haftbar	gemacht	werden.	Die	genauen	Haftungsrisiken	hängen	von	der	Rechtsform	ab	und	sollten	von	einem	Anwalt	erläutert	werden.	Arglistige	Täuschung	im	Strafrecht	(©	Marco2811	-	Fotolia.com)	Unter	einer
arglistigen	Täuschung	wird	eine	vorsätzliche	Irreführung	verstanden,	die	durch	bewusste	Falschangabe	oder	dem	Verschweigen	wahrer	Tatsachen	aufrechterhalten	wird,	obwohl	Aufklärungspflicht	besteht.	Derjenige,	der	getäuscht	wurde,	kann	die	Willenserklärung,	zu	der	er	durch	die	arglistige	Täuschung	bestimmt	wurde,	innerhalb	einer
bestimmten	Frist	anfechten	(Anfechtung).	Eine	arglistige	Täuschung	meint	das	vorsätzliche	Hervorrufen	oder	auch	Bestärken	einer	falschen	Vorstellung	einer	anderen	Person	mit	dem	Bewußtsein,	dass	diese	Täuschung/Irrtum	für	die	Willenserklärung	der	anderen	Person	bestimmend	ist.		Wer	also	mithilfe	falscher	Tatsachen	versucht,	eine	Person	zur
Abgabe	einer	Willenserklärung	zu	bewegen,	der	handelt	im	Sinne	einer	arglistigen	Täuschung.	Arglistige	Täuschung	beim	Kaufvertrag	/	Autokauf	Vor	allem	im	Rahmen	von	Kaufverträgen,	speziell	beim	Autokauf,	kommt	es	hin	und	wieder	zu	Fällen	von	arglistiger	Täuschung.	Der	Klassiker	hierbei	ist,	dass	das	Opfer	nach	dem	Kauf	eines	Fahrzeugs
irgendwann	in	der	Folgezeit	von	Mängeln	am	Auto	erfährt,	die	seiner	Ansicht	nach	ihm	gegenüber	vom	Verkäufer	bewusst	verschwiegen	wurden.	Am	häufigsten	handelt	es	sich	um	falsche	Angaben	des	Verkäufers	über	den	Zustand	des	Kfz	(z.B.	Unfall	wird	gerne	mal	verschwiegen)	falsche	Angaben	des	Verkäufers	über	den	tatsächlichen
Kilometerstand.	JuraForum.de-Tipp:	Wenn	der	Autokäufer	tatsächlich	über	den	Zustand	eines	Pkw	vom	Verkäufer	getäuscht	wurde,	kann	der	Käufer	den	Autokauf	anfechten,	und	zwar	auch	dann	wenn	ein	Ausschluss	der	Gewährleistungsrechte	vereinbart	wurde.	Nachfolgend	ein	Beispiel,	wonach	der	Verkäufer	eines	Hauses	auf	die	Fertigbauweise
hinzuweisen	hat.	Diese	Verpflichtung	für	Fertighausverkäufer	ergibt	sich	aus	dem	Urteil	des	OLG-Celle	vom	10.05.2007,	Az.	8	U	11/07.	Darin	heißt	es:	1.	Der	Verkäufer	eines	Hausgrundstücks	ist	grundsätzlich	verpflichtet,	bei	Vertragsschluss	ungefragt	darauf	hinzuweisen,	dass	das	Haus	in	Fertigbauweise	und	nicht	massiv	errichtet	wurde,	wenn
dieser	Punkt	bei	Vertragsverhandlungen	keine	Rolle	spielte.	2.	Der	Verkäufer	handelt	ferner	zumindest	nicht	arglistig,	wenn	er	bei	einem	im	Jahr	1980	errichteten	Einfamilienhaus,	bei	dem	damals	zulässigerweise	im	Außenbereich	und	nicht	frei	liegend	Zement-Asbest-Platten	verwendet	wurden,	hierauf	bei	einem	Vertragsschluss	2005	nicht	hinweist,
wenn	das	Haus	im	Wesentlichen	nicht	von	ihm	selbst,	sondern	von	einem	Bauunternehmen	errichtet	wurde	und	es	in	der	Nutzungszeit	des	Verkäufers	zu	keinen	Problemen	mit	den	Baustoffen	kam.	Anfechtung	wegen	arglistiger	Täuschung	Ist	man	Opfer	einer	arglistigen	Täuschung	geworden,	hat	man	das	Recht	die	Willenserklärung	anzufechten,
sogenannte	Anfechtung.	So	besagt	§	123	Abs.	1	BGB:	Wer	zur	Abgabe	einer	Willenserklärung	durch	arglistige	Täuschung	oder	widerrechtlich	durch	Drohung	bestimmt	worden	ist,	kann	die	Erklärung	anfechten.	Anfechtungsfristen	und	Rechtsfolgen	Liegt	arglistige	Täuschung	vor,	so	können	Willenserklärungen	ab	dem	Zeitpunkt	der	Offenkundigkeit
innerhalb	einer	Jahresfrist	angefochten	werden.	Entsprechende	Regelungen	finden	sich	in	§§	123	BGB,	§§	124	BGB,	§§	143	BGB.	Dies	hat	zur	Folge,	dass	die	Willenserklärung	schon	von	Beginn	an	als	nichtig	zu	erachten	ist	und	somit	die	erbrachten	Leistungen	der	Vertragspartner	zurückzugewähren	sind	(§	142	BGB).	Verschweigt	ein	Verkäufer	durch
arglistige	Täuschung	einen	Mangel	an	einer	Sache,	so	ist	der	Käufer	berechtigt,	Gewährleistungsansprüche	an	den	Verkäufer	zu	stellen.	Entsprechende	Regelungen	finden	sich	in	§	437	BGB.	Im	Falle	einer	Vertragsanfechtung	wird	der	Vertrag	allerdings	komplett	aufgelöst.	Dementsprechend	gehen	bei	einer	Vertragsanfechtung	auch	alle
Gewährleistungsansprüche	verloren.	JuraForum.de-Tipp:	Folge	einer	Anfechtung	ist	somit,	dass	das	Rechtsgeschäft	als	von	Anfang	an	nichtig	anzusehen	ist,	siehe	§	142	Abs.	1	BGB.	Derjenige,	der	das	Rechtsgeschäft	anficht	und	vorher	was	bezahlt	hat,	hat	sein	bereits	gezahltes	Geld	zurückzuerhalten.	Durch	die	arglistige	Täuschung	können	vor	allem
die	Straftatbestände	wie	Betrug	nach	§	263	StGB	oder	auch	Computerbetrug	nach	§	263a	StGB	erfüllt	sein.	In	diesem	Fall	muss	die	arglistige	Täuschung	bei	der	Polizei	angezeigt	werden,	damit	der	Täter	ein	entsprechendes	Strafverfahren	erhält.	Wenn	die	arglistige	Täuschung	z.B.	den	Straftatbestand	eines	Betrugs	nach	§	263	StGB	erfüllt,	muss	der
Täter	mit	einer	Geldstrafe	oder	gar	einer	Freiheitsstrafe	von	bis	zu	5	Jahren	rechnen.	Die	zu	erwartende	Strafe	hängt	vom	Einzelfall	und	seinen	Umständen	ab.	Als	Ersttäter	kann	man	in	der	Regel	mit	einer	Geldstrafe	rechnen,	vor	allem	wenn	man	geständig	ist.	Verjährung	Hat	jemand	eine	arglistige	Täuschung	begangen	und	man	will	denjenigen
wegen	Betrug	nach	§	263	StGB	anzeigen,	hat	man	auch	die	strafrechtlichen	Verjährungsfristen	zu	beachten.	Diese	richten	sich	nach	§	78	StGB.	In	diesem	Fall	würde	die	Verjährungsfrist	nach	§	78	Abs.	3	Nr.	4	StGB	5	Jahre	betragen.	Zivilrechtlich	gesehen	beträgt	die	Anfechtungsfrist	1	Jahr	nach	Kenntniserlangung.	Die	Anfechtung	ist	maximal	30
Jahre	lang	nach	Vertragsabschluss	möglich.	Arglistige	Täuschung	-	Schema	Anfechtung	wegen	arglistiger	Täuschung	§	123	BGB	als	Schema:	Voraussetzungen	beim	"Täter"	-	falsche	Behauptung	tatsächlicher	Art,	-	Verschweigen	einer	wahren	Tatsache	trotz	Aufklärungspflicht	oder	-	Unterdrücken	/	Entstellen	einer	wahren	Tatsache.	Täuschender	muss
Kenntnis	aller	Umstände	und	Täuschungsvorsatz	haben	Voraussetzungen	beim	Geschädigten	Erfolg	der	Täuschung	(Die	Täuschung	muss	also	bei	Getäuschten	zu	einem	Irrtum	führen.	Es	ist	dabei	unerheblich,	ob	der	Irrtum	hätte	vermieden	werden	können).	Kausalität	des	Irrtums	(Die	Kausalität	ist	gegeben,	wenn	die	Willenserklärung	ohne	den
Irrtum	unterblieben	oder	einen	anderen	Inhalt	gehabt	hätte).	Anfechtung	wegen	arglistiger	Täuschung											Man	hat	die	Anfechtung	gegenüber	dem	Vertragspartner	zu	erklären;	spätestens	1	Jahr	nach	Kenntniserlangung.	Anfechtung	maximal	30	Jahre	nach	Vertragsabschluss	möglich.	Rechtsfolgen	Nichtigkeit	des	Vertrages	(ex	tunc;	also
rückwirkend,	"von	Anfang	an")	ggf.	Schadensersatz	an	den	Getäuschten	nach	§§	823,	826	BGB.	Dem	Geschädigten	werden	alle	Kosten	aus	dem	Vertrag	ersetzt.	Er	ist	so	zu	stellen,	als	ob	der	Vertrag	nie	existieren	würde.	Ggf.	muss	eine	Nutzungsgebühr	für	die	Dauer	des	Vertrages	abgezogen	werden	von	der	Schadensersatzforderung.	FAQ	zur
arglisten	Täuschung	Was	ist	Arglistige	Täuschung?	Arglistige	Täuschung	ist	eine	Form	der	Täuschung,	bei	der	eine	Person	eine	andere	Person	bewusst	und	absichtlich	täuscht,	um	einen	Vorteil	zu	erlangen	oder	einen	Schaden	zu	verursachen.	Eine	arglistige	Täuschung	kann	beispielsweise	durch	falsche	Angaben	oder	das	Verschweigen	wichtiger
Informationen	erfolgen.	Was	sind	die	Voraussetzungen	für	eine	arglistige	Täuschung?	Um	eine	arglistige	Täuschung	zu	begründen,	müssen	folgende	Voraussetzungen	erfüllt	sein:	Die	Täuschung	muss	vorsätzlich	und	arglistig	erfolgen.	Die	Täuschung	muss	kausal	für	den	Schaden	des	Getäuschten	sein.	Der	Getäuschte	muss	einen	Irrtum	über	eine
tatsächliche	Eigenschaft	des	Geschäftsgegenstands	haben.	Der	Irrtum	muss	ursächlich	für	den	Vertragsabschluss	oder	eine	andere	Willenserklärung	des	Getäuschten	sein.	Welche	rechtlichen	Folgen	hat	eine	arglistige	Täuschung?	Im	Strafrecht	ist	eine	arglistige	Täuschung	eine	Straftat,	die	mit	Freiheitsstrafe	oder	Geldstrafe	geahndet	werden	kann.
Im	Zivilrecht	kann	eine	arglistige	Täuschung	zur	Anfechtung	des	Vertrags	oder	zur	Schadensersatzpflicht	führen.	Was	sind	Beispiele	für	eine	arglistige	Täuschung?	Ein	Autoverkäufer	verschweigt	absichtlich,	dass	das	Auto	einen	Unfall	hatte,	um	einen	höheren	Verkaufspreis	zu	erzielen.	Ein	Vermieter	gibt	falsche	Informationen	über	die	Mietwohnung,
um	den	Mieter	dazu	zu	bringen,	den	Mietvertrag	abzuschließen.	Ein	Unternehmer	gibt	vor,	dass	sein	Unternehmen	erfolgreich	ist,	obwohl	er	weiß,	dass	es	kurz	vor	der	Insolvenz	steht,	um	Investoren	anzulocken.	Ein	Arzt	verschweigt	bewusst	wichtige	Informationen	über	einen	Patienten,	um	eine	unnötige	Operation	durchzuführen	und	höhere
Einnahmen	zu	erzielen.	Es	ist	wichtig	zu	beachten,	dass	eine	arglistige	Täuschung	nicht	nur	im	Geschäftsleben,	sondern	auch	im	persönlichen	Bereich	vorkommen	kann.	Wenn	eine	Person	eine	andere	Person	absichtlich	täuscht,	um	einen	Vorteil	zu	erlangen	oder	einen	Schaden	zu	verursachen,	kann	dies	als	arglistige	Täuschung	angesehen	werden.
EU-Richtlinie	(©	Tanja	Bagusat	/	Fotolia.com)	Ein	im	EU-Vertrag	vorgesehener	Rechtsakt	wird	als	„EU-Richtlinie“	bezeichnet.	Diese	Richtlinien	treten	mit	ihrer	Veröffentlichung	im	Amtsblatt	der	Europäischen	Union	in	Kraft	und	sind	in	sämtlichen	Teilen	verbindlich.	Die	Mitgliedstaaten	der	EU	sind	verpflichtet,	diese	in	individuelle	einzelstaatliche
Rechte	umzusetzen	–	und	zwar	innerhalb	einer	bestimmten	Frist.	Wie	diese	Umsetzung	aber	innerhalb	der	einzelnen	Staaten	erfolgt	bleibt	diesen	selbst	überlassen.	Regelungen,	welche	von	der	EU	erlassen	werden,	werden	gemäß	Art.	288	des	Vertrages	über	die	Arbeitsweise	der	Europäischen	Union	definiert:	„Für	die	Ausübung	der	Zuständigkeiten
der	Union	nehmen	die	Organe	Verordnungen,	Richtlinien,	Beschlüsse,	Empfehlungen	und	Stellungnahmen	an.	Die	Verordnung	hat	allgemeine	Geltung.	Sie	ist	in	allen	ihren	Teilen	verbindlich	und	gilt	unmittelbar	in	jedem	Mitgliedstaat.	Die	Richtlinie	ist	für	jeden	Mitgliedstaat,	an	den	sie	gerichtet	wird,	hinsichtlich	des	zu	erreichenden	Ziels
verbindlich,	überlässt	jedoch	den	innerstaatlichen	Stellen	die	Wahl	der	Form	und	der	Mittel.	Beschlüsse	sind	in	allen	ihren	Teilen	verbindlich.	Sind	sie	an	bestimmte	Adressaten	gerichtet,	so	sind	sie	nur	für	diese	verbindlich.	Die	Empfehlungen	und	Stellungnahmen	sind	nicht	verbindlich.“	Demzufolge	sind	EU-Richtlinien	abzugrenzen	von	EU-
Verordnungen.	Diese	besitzen	eine	allgemeine	Geltung	und	sind	in	allen	ihren	Teilen	für	alle	Mitgliedstaaten	verbindlich,	wobei	sie	unmittelbar	anwendbar	sind	und	nicht	in	das	individuelle	nationale	Recht	transformiert	werden.	Dies	bedeutet	in	der	Praxis,	dass	sich	die	Personen	der	EU-Mitgliedsstaaten,	welche	durch	die	EU-Verordnung	betroffen
sind,	direkt	auf	die	Verordnung	vor	ihren	jeweiligen	nationalen	Gerichten	berufen	dürfen.	Die	EU-Richtlinien	unterscheiden	sich	in	zwei	relevanten	Punkten	von	diesen	Verordnungen:	die	Richtlinien	sind	zum	einen	zwar	für	die	Mitgliedstaaten	verbindlich	bezüglich	des	avisierten	Ziels,	wie	beziehungsweise	mit	welchen	Mitteln	dieses	erreicht	wird
bleibt	jedoch	den	Mitgliedstaaten	selbst	überlassen.	Wichtig	hierbei	ist	jedoch,	dass	die	Umsetzung	in	das	jeweilige	nationale	Recht	dahingehend	erfolgen	muss,	dass	eventuell	dadurch	entstehende	Rechte	für	den	Einzelnen	klar	erkennbar	sind	und	er	diese	somit	geltend	machen	kann.	Des	Weiteren	ist	dabei	zu	beachten,	dass	der	diesbezügliche
Handlungsspielraum	teilweise	sehr	eingeschränkt	ist,	da	der	Unionsgesetzgeber	einige	EU-Richtlinien	sehr	detailliert	vorschreibt.	Zum	anderen	müssen	die	EU-Richtlinien	nicht	zwingend	an	sämtliche	Mitgliedsstaaten	gerichtet	sein.	Wirkungen	der	EU-Richtlinien	Im	Gegensatz	zu	den	EU-Verordnungen	wirken	EU-Richtlinien	nicht	unmittelbar,
sondern	erst,	nachdem	sie	in	nationales	Recht	umgesetzt	worden	sind.	Dies	bedeutet,	dass	erst	dann	deren	Inhalt	für	den	EU-Bürger	verbindlich	wird	sowie	einen	direkten	Anspruch	begründet.	Ausnahmen	bestehen	jedoch	in	jenen	Fällen,	in	denen	eine	EU-Richtlinie	nicht	ordnungsgemäß	beziehungsweise	nicht	fristgemäß	umgesetzt	worden	ist:	ist
dies	der	Fall,	kann	sie	von	Behörden	angewendet	werden	und	somit	unmittelbar	wirken.	Dabei	muss	die	entsprechende	Richtlinie	allerdings	so	klar	definiert	worden	sein,	dass	keine	Umsetzung	in	nationales	Recht	notwendig	ist.	Des	Weiteren	darf	die	Richtlinie	keine	unmittelbare	Verpflichtung	für	den	Einzelnen	beinhalten.	Arten	der	EU-Richtlinien
Die	EU-Richtlinien	lassen	sich	generell	in	drei	verschiedene	Arten	unterteilen:	Rahmenrichtlinien	Spezifische	Richtlinien	Richtlinien	nach	dem	neuen	Konzept	Während	die	Rahmenrichtlinien	als	jene	anzusehen	sind,	in	deren	Rahmen	die	einzelnen	Mitgliedstaaten	ihre	nationalen	Rechte	gestalten	müssen,	sind	die	spezifischen	Richtlinien	als
Ergänzung	zu	bestehenden	Rechten	anzusehen.	Die	„Richtlinien	nach	dem	Neuen	Konzept“	hingegen	legen	grundlegende	Gesundheits-	und	Sicherheitsanforderungen	auf	hohem	Schutzniveau	für	bestimmte	Produkte	fest.	Dabei	ist	es	unter	anderem	Ziel	des	Neuen	Konzepts,	dass	technische	Handelshemmnisse	durch	die	europaweite	Harmonisierung
technischer	Normen	abgebaut	werden,	dass	diese	Normen	ständig	und	regelmäßig	aktualisiert	werden,	damit	sie	sich	immer	auf	dem	neuesten	Stand	befinden,	dass	der	Staat	dadurch	entlastet	wird,	dass	anstelle	von	Beamten	fachliche	Experten	diese	Normen	erarbeiten.	Besagte	technische	Details	werden	somit	von	den	Europäischen
Normenorganisationen	CEN,	CENELEC	und	ETSI	erarbeitet	–	zu	erkennen	sind	diese	in	der	Praxis	dann	an	dem	sogenannten	CE-Gütesiegel,	welches	verdeutlicht,	dass	das	betreffende	technische	Produkt	gemäß	der	Europäischen	Normen	hergestellt	worden	ist.	unlauterer	Wettbewerb	(©	p365.de	-	Fotolia.com)	Verstößt	das	Verhalten	von
Unternehmen	im	wirtschaftlichen	Wettbewerb	gegen	die	guten	Sitten,	entsteht	eine	bestimmte	Form	des	Rechtsbruchs,	welche	als	„unlauterer	Wettbewerb“	bezeichnet	wird.	Um	diese	„guten	Sitten“	definieren	zu	können,	wird	als	Maßstab	die	Auffassung	eines	gerecht	denkenden	und	verständigen	Gewerbetreibenden	des	betreffenden
Gewerbezweigs	angesetzt.	Zwar	ist	es	eigentlich	selbstverständlich,	dass	im	wirtschaftlichen	Bereich	Wettbewerbe	unter	den	Mitbewerbern	geläufig	sind,	doch	es	gibt	bestimmte	Formen	des	Wettbewerbs,	welche	unzulässig	sind.	Als	solche	gelten	gemäß	§	4	UWG	insbesondere	Aggressive	Verkaufsmethoden	Anschwärzen	eines	Erwerbsgeschäftes
eines	Mitbewerbers	Ausbeutung	oder	Verwertung	fremder	Leistungsergebnisse	Ausübung	von	Zwang,	welcher	sowohl	rechtlich	als	auch	psychologisch	sein	kann	Behinderung	des	Absatzes	des	Mitbewerbers	Die	systematische	Abwerbung	von	Arbeitskräften	Geschäftliche	Verleumdung	Irreführende	geschäftliche	Handlungen	gemäß	§	5	UWG
Nachahmung	Unklare	Angabe	von	Teilnahmebedingungen	bei	Preisausschreiben	oder	Gewinnspielen	mit	Werbecharakter	Unwahre	Angaben	in	der	Werbung	Unzumutbare	Belästigung	gemäß	§	7	UWG	Vergleichende	Werbung	gemäß	§	6	UWG	Verleitung	zur	Vertragsverletzung	oder	zum	Vertragsbruch	Verletzung	von	Geschäftsgeheimnissen	Demnach
muss	der	Veranstalter	eines	Preisausschreibens	die	diesbezüglichen	Teilnahmebedingungen	klar	erkenntlich	bekanntgeben.	Nur	die	Angabe,	dass	es	sich	bei	dem	Gewinn	um	eine	Flugreise	handele,	reicht	nicht	aus.	Der	Teilnehmer	an	dem	betreffenden	Gewinnspiel	muss	beispielsweise	über	mögliche	Kosten	informiert	werden,	die	im	Falle	eines
Gewinnes	auf	ihn	zu	kommen,	sowie	über	Abflugort	und	–Datum	[OLG	Koblenz,	21.07.2010,	9	U	353/10].	Als	eine	unlautere	irreführende	Werbung	ist	es	beispielsweise	anzusehen,	wenn	ein	Unternehmen	in	seinem	Werbeprospekt	seine	eigene	Identität	oder	die	eigene	Geschäftsanschrift	oder	die	Bank,	welche	den	Kauf	der	Produkte	finanziert,	nicht
angibt	[OLG	Hamm,	13.10.2011,	I-4	W	84/11].	Gesetz	gegen	unlauteren	Wettbewerb	–	UWG	Bereits	seit	1909	besteht	in	deutschland	das	Gesetz	gegen	den	unlauteren	Wettbewerb	(UWG),	welches	immer	wieder	aktualisiert	worden	ist.	Die	aktuelle	Form	des	UWG	beruht	auf	dem	„1.	Gesetz	zur	Änderung	des	Gesetzes	gegen	unlauteren	Wettbewerb“
vom	22.12.2008,	mit	dem	die	UGP-Richtlinie	(Richtlinie	über	unlautbare	Geschäftspraktiken)	umgesetzt.	Das	UWG	dient	dem	Schutz	der	Unternehmer	vor	unlauterem	Wettbewerb	und	verbietet	Wettbewerbshandlungen,	welche	gegen	die	guten	Sitten	verstoßen.	Eine	gesetzliche	Regelung	hierfür	findet	sich	in	§	3	UWG	(„Verbot	unlauterer
Handlungen“):	„Unlautere	geschäftliche	Handlungen	sind	unzulässig,	wenn	sie	geeignet	sind,	die	Interessen	von	Mitbewerbern,	Verbrauchern	oder	sonstigen	Marktteilnehmern	spürbar	zu	beeinträchtigen.	Geschäftliche	Handlungen	gegenüber	Verbrauchern	sind	jedenfalls	dann	unzulässig,	wenn	sie	nicht	der	für	den	Unternehmer	geltenden
fachlichen	Sorgfalt	entsprechen	und	dazu	geeignet	sind,	die	Fähigkeit	des	Verbrauchers,	sich	auf	Grund	von	Informationen	zu	entscheiden,	spürbar	zu	beeinträchtigen	und	ihn	damit	zu	einer	geschäftlichen	Entscheidung	zu	veranlassen,	die	er	andernfalls	nicht	getroffen	hätte.	Dabei	ist	auf	den	durchschnittlichen	Verbraucher	oder,	wenn	sich	die
geschäftliche	Handlung	an	eine	bestimmte	Gruppe	von	Verbrauchern	wendet,	auf	ein	durchschnittliches	Mitglied	dieser	Gruppe	abzustellen.	Auf	die	Sicht	eines	durchschnittlichen	Mitglieds	einer	auf	Grund	von	geistigen	oder	körperlichen	Gebrechen,	Alter	oder	Leichtgläubigkeit	besonders	schutzbedürftigen	und	eindeutig	identifizierbaren	Gruppe
von	Verbrauchern	ist	abzustellen,	wenn	für	den	Unternehmer	vorhersehbar	ist,	dass	seine	geschäftliche	Handlung	nur	diese	Gruppe	betrifft.“	Zugleich	ist	das	UWG	die	rechtliche	Grundlage,	anhand	derer	dem	geschädigten	Unternehmen	Ansprüche	gegenüber	dem	Schädiger	zustehen.	Diese	können	in	Form	von	Auskunftsansprüchen
Beseitigungsansprüchen,	Gewinnabschöpfungsansprüchen	gemäß	§	10	UWG,	Schadensersatzansprüchen	gemäß	§	9	UWG	oder	Unterlassungsansprüchen	gemäß	§	8	UWG	auftreten.	Bei	der	Geltendmachung	von	Schadenersatzansprüchen	ist	zu	beachten,	dass	ein	schuldhaftes	Vergehen	gegeben	sein	muss.	Zudem	muss	dem	Kläger	ein	Schaden
entstanden	sein,	welcher	nachweisbar	ist.	Gemäß	§	8	UWG	können	diverse	Personen	beziehungsweise	Personenkreise	Ansprüche	gegenüber	dem	Schädiger	wegen	unlautbarem	Wettbewerb	geltend	machen.	Diese	können	sowohl	direkt	(Unternehmen)	als	auch	indirekt	(Kunden)	vom	unlauteren	Wettbewerb	betroffen	sein.	Auch	Verbraucherzentralen
können		-	im	Sinne	der	Verbraucher	–	Ansprüche	wegen	unlauterem	Wettbewerb	geltend	machen.	So	klagte	beispielsweise	die	Verbraucherzentrale	Hamburg	gegen	den	Discounter	Lidl,	weil	dieser	seine	Kleidung	als	„fair	Produziert“	bewarb.	Da	dies	aber	nachweislich	nicht	der	Fall	war,	sind	derartige	Werbeaussagen	als	unlauterer	Wettbewerb
anzusehen	und	müssen	demzufolge	unterlassen	werden	[LG	Heilbronn,	außergerichtliche	Einigung,	21.04.2010,	21	O	42/10].	Bei	Beschwerden	von	Mitbewerbern	gegen	angeblich	unlauteres	Wettbewerbsverhalten	der	Konkurrenz	ist	zu	beachten,	dass	diese	auch	tatsächlich	begründet	sein	müssen.	Sollten	sie	lediglich	dazu	dienen,	den	betreffenden
Konkurrenten	mit	hohen	Abmahn-	und	Anwaltskosten	zu	belasten,	und	nicht	etwa	der	Abwehr	von	Störungen	des	Wettbewerbs,	können	sie	vom	zuständigen	Gericht		zurückgewiesen	werden	[OLG	Brandenburg,	22.09.2009,	6	W	93/09;	OLG	Brandenburg,	29.06.2009,	6	W	100/09;	OLG	Brandenburg,	18.09.2009,	6	W	128/09	und	6	W	141/09].	FAQ:
Unlauterer	Wettbewerb	einfach	erklärt	Was	ist	der	unlautere	Wettbewerb	nach	dem	UWG?	Der	unlautere	Wettbewerb	nach	dem	UWG	ist	eine	Form	des	Wettbewerbs,	die	als	unzulässig	betrachtet	wird.	Sie	bezieht	sich	auf	alle	Handlungen,	die	darauf	abzielen,	den	Wettbewerb	durch	irreführende,	unfaire	oder	unethische	Praktiken	zu	verzerren.	Der
Begriff	"unlauter"	bezieht	sich	auf	Handlungen,	die	gegen	die	guten	Sitten	verstoßen	oder	den	Mitbewerbern	schaden.	Was	sind	Beispiele	für	unlautere	Wettbewerbspraktiken?	Es	gibt	eine	Vielzahl	von	unlauteren	Wettbewerbspraktiken,	die	in	verschiedenen	Geschäftsbereichen	auftreten	können.	Hier	sind	einige	Beispiele:	Irreführende	Werbung,
Abwerbung	von	Mitarbeitern	durch	Täuschung,	Herabsetzung	von	Mitbewerbern,	Verwendung	von	Kundenlisten	ohne	Zustimmung,	Nachahmung	von	Produkten	oder	Dienstleistungen.	Welche	Gesetze	regeln	den	unlauteren	Wettbewerb	in	Deutschland?	Der	unlautere	Wettbewerb	in	Deutschland	wird	durch	das	Gesetz	gegen	den	unlauteren
Wettbewerb	(UWG)	geregelt.	Das	UWG	ist	ein	Bundesgesetz,	das	den	Wettbewerb	durch	unlautere	Praktiken	schützt	und	fairen	Wettbewerb	fördert.	Das	UWG	verbietet	insbesondere	irreführende	Werbung,	aggressive	Geschäftspraktiken	und	den	Missbrauch	von	Marktmacht.	Wer	kann	gegen	unlautere	Wettbewerbspraktiken	vorgehen?	Jeder,	der
durch	eine	unlautere	Wettbewerbspraktik	beeinträchtigt	wird,	kann	dagegen	vorgehen.	Dies	können	sowohl	Mitbewerber	als	auch	Verbraucher	sein.	Verbraucherverbände	haben	auch	das	Recht,	gegen	unlautere	Geschäftspraktiken	vorzugehen,	wenn	sie	die	Interessen	der	Verbraucher	vertreten.	In	einigen	Fällen	können	auch	die
Wettbewerbsbehörden	eingreifen	und	Bußgelder	verhängen.	Welche	Sanktionen	können	gegen	unlautere	Wettbewerbspraktiken	verhängt	werden?	Bei	Verstößen	gegen	das	UWG	können	verschiedene	Sanktionen	verhängt	werden.	Diese	können	strafrechtlicher	oder	zivilrechtlicher	Natur	sein.	Im	Rahmen	des	Zivilrechts	können	z.B.	Ansprüche	auf
Unterlassung,	Schadensersatz	und	Gewinnabschöpfung	geltend	gemacht	werden.	Wenn	die	Wettbewerbsbehörden	einschreiten,	können	sie	Bußgelder	und	andere	Sanktionen	verhängen,	um	die	Verstöße	zu	ahnden	und	den	fairen	Wettbewerb	wiederherzustellen.	Wie	kann	man	sich	vor	unlauteren	Wettbewerbspraktiken	schützen?	Es	gibt
verschiedene	Maßnahmen,	die	Unternehmen	und	Verbraucher	ergreifen	können,	um	sich	vor	unlauteren	Wettbewerbspraktiken	zu	schützen.	Hier	sind	einige	Tipps:	Überprüfen	Sie	die	Seriosität	von	Unternehmen,	bevor	Sie	Geschäfte	mit	ihnen	tätigen.	Seien	Sie	skeptisch	gegenüber	übertriebenen	oder	unrealistischen	Werbeaussagen	und
überprüfen	Sie	die	Fakten,	wenn	Sie	Zweifel	haben.	Bewahren	Sie	vertrauliche	Informationen	über	Ihr	Unternehmen	und	Ihre	Kunden	sorgfältig	auf.	Reagieren	Sie	schnell	auf	unlautere	Praktiken	und	suchen	Sie	gegebenenfalls	rechtlichen	Rat.	Melden	Sie	unlautere	Praktiken	an	die	zuständigen	Behörden	oder	Organisationen.	Wie	kann	ein	Anwalt
bei	einem	Fall	von	unlauterem	Wettbewerb	helfen?	Ein	Anwalt	kann	in	einem	Fall	von	unlauterem	Wettbewerb	eine	wichtige	Rolle	spielen.	Er	kann	Sie	beraten,	welche	rechtlichen	Schritte	Sie	ergreifen	können,	um	sich	vor	den	unlauteren	Praktiken	zu	schützen	oder	wie	Sie	gegen	diese	vorgehen	können.	Ein	Anwalt	kann	Ihnen	auch	helfen,	Beweise
zu	sammeln,	Ihre	Ansprüche	zu	formulieren	und	Sie	bei	Verhandlungen	oder	Gerichtsverfahren	zu	vertreten.	JuraForum-Tipp:	Der	unlautere	Wettbewerb	nach	dem	UWG	ist	ein	komplexes	Thema,	das	Unternehmen	und	Verbraucher	gleichermaßen	betrifft.	Es	ist	wichtig,	sich	über	die	unlauteren	Praktiken	im	Wettbewerb	bewusst	zu	sein	und
geeignete	Maßnahmen	zu	ergreifen,	um	sich	davor	zu	schützen.	Wenn	Sie	Opfer	von	unlauteren	Wettbewerbspraktiken	geworden	sind	oder	Fragen	zu	diesem	Thema	haben,	können	Sie	sich	an	einen	Anwalt	für	gewerblichen	Rechtsschutz	wenden,	der	Sie	umfassend	beraten	und	Ihnen	helfen	kann,	Ihre	Rechte	durchzusetzen.	Tantieme	(©
BillionPhotos.com	-	Fotolia.com	)	Eine	Tantieme	ist	eine	variable	Vergütung,	die	in	Unternehmen	an	Gesellschafter	oder	auch	Arbeitnehmer	sowie	an	Kulturschaffende	ausgezahlt	wird,	um	diese	anteilig	am	Erfolg	des	Unternehmens	beziehungsweise	ihrer	Werke	zu	beteiligen.	Ein	solcher	Anspruch	entsteht	allein	durch	vertragliche	Vereinbarung,
wonach	sich	letztlich	auch	Höhe	und	Fälligkeit	richten.	In	aller	Regel	unterliegen	sie	der	Lohnsteuer,	zumindest	soweit	nicht	eine	andere	Art	als	die	Gewinntantieme	vereinbart	wurde.	Der	Begriff	stammt	aus	dem	französischen	tantième	und	beschreibt	einen	„prozentualen	Teil	von	etwas“.	Dementsprechend	umfassen	Tantiemen	solche	variable
Vergütungen,	die	sich	aus	einem	bestimmten	Teil	des	Gewinns	errechnen	lassen,	und	als	Einkünfte	aus	nichtselbstständiger	Arbeit	gelten.	Tantieme	werden	zweierlei	verwendet;	zum	einen	bei	Kulturschaffenden	und	zum	anderen	in	Unternehmen:	Kulturschaffende	erhalten	über	Tantiemen	an	den	Einnahmen,	die	ihre	Werke	erzeugen,	eine
Beteiligung	an	den	entsprechenden	Gewinn.	Kulturschaffende	sind	dabei	etwa	Künstler,	Musiker	und	Komponisten,	Autoren,	Schriftsteller	und	Journalisten	sowie	Designer.	Daneben	fallen	aber	auch	die	Auszahlungen	durch	die	Gema	oder	der	Vergütungsgesellschaft	Wort	an	die	bei	ihr	angemeldeten	Künstler	unter	den	Begriff	der	Tantieme.	In
Unternehmen	werden	beispielsweise	die	Geschäftsführer	einer	GmbH,	der	Vorstand	einer	Aktiengesellschaft	oder	auch	die	leitenden	Angestellten	anteilig	am	Erfolg	des	Unternehmens	beteiligt.	Dadurch	sollen	Anreize	geschaffen	werden,	das	Unternehmen	zum	Erfolg	zu	führen.	Einen	gesetzlichen	Anspruch	auf	Tantieme	gibt	es	jedoch	nicht,	sodass
es	stets	einer	entsprechenden	vertraglichen	Vereinbarung	bedarf.	Besteht	eine	solche	Absprache,	so	kann	sie	nicht	ausgesetzt	werden.	Deshalb	ist	beispielsweise	eine	vertragliche	Klausel	dann	unzulässig,	wenn	sie	die	Freiwilligkeit	der	Auszahlung	von	Tantiemen	regelt.	Umsatztantiemen	In	aller	Regel	sind	Tantiemen	an	den	Gewinn	gebunden,	das
heißt	je	höher	der	Gewinn,	desto	höher	die	Tantieme	(Gewinntantieme).	Daneben	gibt	es	die	Möglichkeit	Umsatztantiemen	zu	vereinbaren,	die	sich	an	dem	Umsatz	des	Unternehmens	richten.	Diese	nicht	ganz	unumstrittene	Möglichkeit	birgt	das	Risiko,	dass	ein	hoher	Umsatz	nicht	zwingend	auch	einen	hohen	Gewinn	meint.	Wird	also	beispielsweise
eine	Umsatztantieme	an	einen	Geschäftsführer	ausgezahlt,	der	auch	Anteilseigner	am	Unternehmen	ist,	so	geht	das	Finanzamt	regelmäßig	zunächst	erst	einmal	davon	aus,	dass	diese	Tantieme	maßgeblich	der	Steuervermeidung	und	nicht	der	Anerkennung	der	persönlichen	Leistung	dienen	soll.	In	diesem	Zusammenhang	wird	oftmals	von	einer
verdeckten	Gewinnausschüttung	gesprochen.	JuraForum.de-Tipp:	Umsatztantiemen	werden	zwar	in	Ausnahmefällen	vom	Finanzamt	anerkannt,	dennoch	ist	nicht	ratsam	diese	zu	vereinbaren.	Zugegebenermaßen	unterliegen	auch	Gewinntantieme	strengen	formalen	Kriterien,	um	anerkannt	zu	werden,	allerdings	sind	diese	im	Regelfall	ohne	weiteres
erfüllt.	Ermessenstantieme	Ferner	gibt	es	Ermessenstantiemen,	bei	denen	deren	Höhe	nicht	an	einen	vertraglich	festgelegten	Prozentsatz	gebunden	ist,	sondern	vom	Auszahlenden	nach	eigenem	Ermessen	vergeben	wird.	Dies	hat	den	Vorteil,	dass	so	besonders	effektive	Arbeitnehmer	belohnt	werden	können.	Allerdings	geht	damit	der	Nachteil
einher,	dass	für	den	Empfänger	eine	Rechtsunsicherheit	besteht,	denn	die	Auszahlungskriterien	sind	nicht	objektiv	messbar.	Deshalb	ist	nie	völlig	klar,	wer	in	welcher	Höhe	die	zusätzlichen	Einkünfte	erhält.	Garantierte	Tantieme	Schließlich	gibt	es	noch	garantierte	Tantiemen,	bei	denen	dem	Empfänger	ein	Mindestwert	zugesichert	bekommt,
unabhängig	vom	tatsächlichen	Gewinn	(oder	auch	Umsatz).	Liegt	die	vom	Gewinn	(Umsatz)	berechnete	Tantieme	über	diesen	Mindestwert,	wird	grundsätzlich	die	errechnete	Tantieme	ausgezahlt.	Unterschied	zu	Provision	und	Honorar	Dieses	Vergütungsmodell	ist	stets	von	der	Provision	und	dem	Honorar	zu	unterscheiden,	denn	diese	richten	sich	an
einen	Geschäftsabschluss,	während	sich	Tantieme	am	Ergebnis	des	gesamten	Unternehmens	oder	eines	Unternehmensteils	beziehungsweise	an	den	Einnahmen,	die	das	Werk	erzeugt,	orientiert.	Höhe	&	Berechnungsgrundlage	Höhe,	Fälligkeit	und	Berechnungsgrundlage	müssen	vertraglich	geregelt	sein.	Tantieme	dürfen	jedoch	nicht	mehr	als	50
Prozent	des	Gewinns	ausmachen.	Anderenfalls	geht	das	Finanzamt	automatisch	von	einer	verdeckten	Gewinnausschüttung	aus.	Dies	insbesondere,	wenn	der	Empfänger	Anteilseigner	des	Unternehmens	ist.	Diese	50	Prozent	des	Gewinns	dürfen	auch	dann	nicht	überschritten	werden,	wenn	mehrere	Personen	einen	vertraglichen	Anspruch	auf
Tantieme	haben.	Daneben	sollten	die	Tantiemen	nicht	mehr	als	25	Prozent	des	Gehalts	ausmachen,	um	nicht	Gefahr	zu	laufen,	dass	das	Finanzamt	diese	Tantiemen	nicht	anerkennt.	Denn	höhere	Beträge	werden	nur	ausnahmsweise	akzeptiert,	etwa	wenn	sich	das	Unternehmen	noch	in	der	Gründungsphase	befinden	oder	eine	finanziell	kritische	Phase
durchläuft.	Im	Regelfall	werden	die	Tantiemen	in	der	Zeit	der	Erstellung	der	Jahresbilanz	ausgezahlt,	denn	erst	zu	diesem	Zeitpunkt	ist	bekannt,	wie	hoch	die	Zahlungen	im	betreffenden	Jahr	ausfallen.	Zur	Berechnungsgrundlage	wird	der	jährliche	Reingewinn	herangezogen.	Dabei	ist	allein	auf	die	Unternehmen	aufgestellte	Handelsbilanz	und	nicht
auf	die	hiervon	abweichende	Steuerbilanz	abzustellen.	JuraForum.de-Tipp:	Freilich	steht	dem	Empfänger	dann	nur	eine	entsprechende	anteilige	Auszahlung	zu,	wenn	dieser	nicht	das	ganze	Jahr	über	für	das	Unternehmen	tätig	gewesen	ist,	etwa	weil	er	während	eines	Kalenderjahres	ein-	oder	ausgetreten	ist.	Ist	der	Empfänger	ein	Arbeitnehmer,	und
war	dieser	während	des	gesamten	Geschäftsjahres	arbeitsunfähig	krank,	so	entfällt	für	ihn	nicht	nur	der	Anspruch	auf	Entgeltfortzahlung,	sondern	damit	grundsätzlich	auch	der	Anspruch	auf	Tantieme,	zumindest	soweit	nichts	anderes	vertraglich	vereinbart	wurde.	In	jedem	Fall	hat	hat	er	einen	Abrechnungs-	und	Auskunftsanspruch	gegen	seinen
Arbeitgeber.	Berechnung	der	Tantieme	–	Beispiel:	Die	angemessene	Gewinntantieme	beim	Gesellschafter-Geschäftsführer	Sachverhalt	Zunächst	wird	für	einen	Geschäftsführer	eine	angemessene	Gesamtvergütung	festgelegt.	In	diesem	Beispiel	soll	der	Gesellschafter-Geschäftsführer		200.000	Euro	Gehalt	im	Jahr	erhalten	bei	2,5	Mio	Jahresumsatz.
Insoweit	wird	ein	Festgehalt	i.H.v.	100.000	Euro	und	eine	Gewinntantieme	i.H.v.	100.000	Euro	vereinbart.	Der	durchschnittlich	erzielbare	Jahresüberschuss	vor	Abzug	der	Tantieme	und	der	ertragsabhängigen	Steuern	wird	mit	600.000	Euro	angenommen.	Rechtliche	Bewertung	Die	angemessene	Gewinntantieme	beträgt	nach	der	75/25-Regel	(75%
Festgehalt	25%	Tantieme)	zunächst	25%	von	200.000	Euro,	mithin	nur	50.000	Euro,	so	dass	man	von	50.000	Euro	verdeckter	Gewinnausschüttung	ausgehen	könnte,	weil	100.000	Euro	Tantieme	gezahlt	werden	sollen.	Ist	das	Gehalt	insgesamt	i.H.v.	200.000	Euro	aber	bei	der	Unternehmensgröße	und	dem	Gewinn	vor	Steuern	i.H.v.	600.000	Euro	wie
in	diesem	Fall	angemessen,	ist	die	Tantieme	mit	dem	Festgehalt	zum	Jahresüberschuss	in	Relation	zu	setzen	und	darf	davon	nicht	mehr	als	50%	übersteigen	(vgl.	BFH,	Urteil	v.	27.2.2003,	Az.	I	R	46/01	und	Urteil	v.	4.6.2003,	Az.	I	R	24/02).	Dies	ist	hier	nicht	der	Fall:	200.000	Euro	sind	weniger	als	50%	vom	600.000	Euro.	Daher	liegt	keine	verdeckte
Gewinnausschüttung	vor.	Steuer	-	Tantieme	versteuern	Gewinntantieme,	sei	es	an	Kulturschaffende	oder	in	einem	Unternehmen	tätige	Gesellschafter	beziehungsweise	Arbeitnehmer,	gehören	steuerlich	zu	den	Einkünften	aus	nichtselbstständiger	Arbeit,	und	unterliegen	deshalb	der	Lohnsteuer	im	Sinne	vom	Einkommenssteuergesetz	(vgl.	nur	§	38
EStG).	Bei	Umsatztantiemen,	insbesondere	an	einen	Geschäftsführer,	der	auch	Anteilseigner	am	Unternehmen	ist,	besteht	die	Gefahr	einer	verdeckten	Gewinnausschüttung.	Durch	diese	wird	missbräuchlich	die	Körperschaftssteuer	im	Sinne	des	Körperschaftssteuergesetzes	[KStG]	verkürzt.	Liegt	eine	also	eine	solche	verdeckte	Gewinnausschüttung
vor,	so	werden	die	Einkünfte	des	Geschäftsführers	als	Einkünfte	aus	Kapitalvermögen	qualifiziert.	Schließlich	sind	Tantiemen	abziehbare	Aufwendungen	nach	§	9	Nr.	1	KStG	und	werden	bei	Zahlung	an	den	persönlich	haftenden	Gesellschafter	einer	Kommanditgesellschaf	auf	Aktien	[KGaA]	der	Gewerbesteuer	nach	§	8	Nr.	4	GewStG	hinzugerechnet.
JuraForum.de-Tipp:	In	aller	Regel	sind	bei	der	Anerkennung	von	Tantiemen	durch	das	Finanzamt	auch	die	entsprechenden	Grundsätze	des	Bundesministeriums	der	Finanzen	zu	beachten.	Die	Tantieme	ist	eine	erfolgsabhängige	Vergütung,	die	von	Unternehmen	an	ihre	Mitarbeiter	gezahlt	wird.	Sie	ist	eine	Sonderform	der	Bonuszahlung	und	wird
üblicherweise	einmal	im	Jahr	ausgeschüttet.	Anders	als	bei	einem	regulären	Gehalt,	hängt	die	Höhe	der	Tantieme	von	bestimmten	Erfolgsfaktoren	ab,	die	im	Vorfeld	vereinbart	werden.	Wie	wird	die	Tantieme	berechnet?	Die	Berechnung	der	Tantieme	hängt	von	verschiedenen	Faktoren	ab,	die	je	nach	Unternehmen	unterschiedlich	sein	können.
Typische	Faktoren	sind	beispielsweise	der	Umsatz,	der	Gewinn	oder	das	Erreichen	bestimmter	Ziele.	Die	genauen	Berechnungskriterien	sollten	im	Arbeitsvertrag	oder	in	einer	Vereinbarung	zwischen	Arbeitgeber	und	Arbeitnehmer	festgelegt	werden.	Wer	hat	Anspruch	auf	eine	Tantieme?	Nicht	alle	Mitarbeiter	eines	Unternehmens	haben	automatisch
Anspruch	auf	eine	Tantieme.	Der	Anspruch	hängt	von	verschiedenen	Faktoren	ab,	wie	beispielsweise	der	Position	im	Unternehmen	oder	der	Erreichung	bestimmter	Ziele.	In	der	Regel	haben	Mitarbeiter	in	Führungspositionen	oder	mit	besonderen	Verantwortungsbereichen	Anspruch	auf	eine	Tantieme.	Wie	hoch	darf	die	Tantieme	sein?	Die	Höhe	der
Tantieme	ist	nicht	gesetzlich	geregelt	und	hängt	von	verschiedenen	Faktoren	ab.	Es	gibt	jedoch	einige	rechtliche	Rahmenbedingungen,	die	beachtet	werden	müssen.	So	darf	die	Tantieme	beispielsweise	nicht	unverhältnismäßig	hoch	sein	und	muss	in	einem	angemessenen	Verhältnis	zur	Arbeitsleistung	stehen.	Auch	eine	Obergrenze	für	die	Höhe	der
Tantieme	kann	vereinbart	werden.	Muss	die	Tantieme	versteuert	werden?	Ja,	die	Tantieme	ist	wie	ein	reguläres	Gehalt	steuerpflichtig.	Es	gibt	jedoch	einige	Besonderheiten	zu	beachten.	So	kann	es	beispielsweise	sein,	dass	die	Tantieme	aufgrund	der	höheren	Besteuerung	in	eine	niedrigere	Steuerklasse	fällt	als	das	reguläre	Gehalt.	Auch	eine
Trennung	der	Auszahlung	in	verschiedene	Jahre	kann	steuerliche	Vorteile	mit	sich	bringen.	Kann	die	Tantieme	zurückgefordert	werden?	Unter	bestimmten	Umständen	kann	die	Tantieme	zurückgefordert	werden.	Dies	kann	beispielsweise	der	Fall	sein,	wenn	der	Arbeitnehmer	durch	eine	Pflichtverletzung	den	Erfolg	des	Unternehmens	beeinträchtigt
hat.	Auch	eine	Rückforderung	bei	Fehlern	in	der	Berechnung	der	Tantieme	oder	bei	einer	nachträglichen	Änderung	der	Erfolgsfaktoren	ist	denkbar.	Die	genauen	Rückforderungsbedingungen	sollten	im	Vorfeld	klar	vereinbart	werden.	Welche	Unterschiede	gibt	es	zwischen	einer	Tantieme	und	einem	Bonus?	Obwohl	Tantieme	und	Bonus	oft	synonym
verwendet	werden,	gibt	es	einige	Unterschiede	zwischen	den	beiden	Begriffen.	Während	die	Tantieme	erfolgsabhängig	ist	und	meistens	nur	an	bestimmte	Mitarbeitergruppen	ausgezahlt	wird,	kann	ein	Bonus	auch	unabhängig	von	Erfolgen	und	an	alle	Mitarbeiter	ausgezahlt	werden.	Ein	weiterer	Unterschied	ist,	dass	die	Tantieme	üblicherweise
einmal	im	Jahr	ausgeschüttet	wird,	während	ein	Bonus	auch	zu	anderen	Zeitpunkten	ausgezahlt	werden	kann.	Zudem	werden	die	Höhe	und	die	Berechnungskriterien	der	Tantieme	meistens	im	Voraus	festgelegt,	während	der	Bonus	oft	als	Überraschung	oder	Dankeschön	für	eine	besondere	Leistung	ausgezahlt	wird.	Welche	rechtlichen	Konsequenzen
hat	es,	wenn	die	Tantieme	nicht	ausgezahlt	wird?	Wenn	die	Tantieme	nicht	ausgezahlt	wird,	kann	dies	rechtliche	Konsequenzen	haben.	Der	Arbeitnehmer	hat	in	diesem	Fall	das	Recht,	die	Tantieme	einzufordern.	Hierfür	kann	er	den	Arbeitgeber	zunächst	schriftlich	auffordern,	die	Tantieme	innerhalb	einer	angemessenen	Frist	auszuzahlen.	Kommt	der
Arbeitgeber	dieser	Aufforderung	nicht	nach,	kann	der	Arbeitnehmer	einen	Rechtsanwalt	einschalten	und	eine	Klage	auf	Zahlung	der	Tantieme	einreichen.	Es	ist	wichtig	zu	beachten,	dass	hierfür	eine	Verjährungsfrist	von	drei	Jahren	ab	Ende	des	Jahres	gilt,	in	dem	die	Tantieme	fällig	wurde.	Wie	hoch	darf	die	Tantieme	bei	Geschäftsführern	sein?	Die
Höhe	der	Tantieme	für	Geschäftsführer	ist	nicht	gesetzlich	geregelt	und	hängt	von	verschiedenen	Faktoren	ab,	wie	beispielsweise	der	Größe	und	der	wirtschaftlichen	Situation	des	Unternehmens	sowie	der	individuellen	Leistung	des	Geschäftsführers.	In	der	Regel	wird	die	Tantieme	für	Geschäftsführer	als	prozentualer	Anteil	des	Jahresüberschusses
oder	des	Jahresumsatzes	vereinbart	und	kann	je	nach	Vertrag	zwischen	10	und	50	Prozent	liegen.	Allerdings	ist	zu	beachten,	dass	die	Tantieme	für	Geschäftsführer	nicht	unverhältnismäßig	hoch	sein	darf	und	in	einem	angemessenen	Verhältnis	zur	erbrachten	Arbeitsleistung	steht.	Die	Tantieme	darf	auch	nicht	diskriminierend	wirken	und	muss	allen
Geschäftsführern	gleichberechtigt	zustehen.	Es	empfiehlt	sich	daher,	die	Höhe	der	Tantieme	für	Geschäftsführer	im	Arbeitsvertrag	oder	in	einer	separaten	Vereinbarung	klar	zu	definieren	und	dabei	auch	die	Möglichkeit	einer	Obergrenze	zu	berücksichtigen.	Auch	sollte	die	Tantieme	regelmäßig	überprüft	und	gegebenenfalls	angepasst	werden,	um
eine	angemessene	Vergütung	zu	gewährleisten.	Was	bedeutet	eine	Definition?	(©	onephoto	–	stock.adobe.com)	Eine	Definition	[lat.	definitus	–	bestimmt,	definitio	–	Festsetzung,	Erläuterung]	ist	eine	genaue	Bestimmung	eines	Begriffes	durch	Auseinanderlegung	und	Erklärung	seines	Inhalts.	In	Gesprächen	stößt	man	mitunter	auf	Begriffe,	die	der
Gesprächspartner	nicht	kennt	oder	nicht	versteht.	Man	wird	dann	gefragt:	Was	meinst	du	denn	damit?	Wie	soll	ich	das	verstehen?	Erkläre	das	mal	genauer!	Solche	Fragen	veranlassen	dazu,	eine	Definition	des	bis	dahin	Unklaren,	Unverständlichen	zu	geben.	Eine	Definition	entsteht	also	aus	dem	Streben	nach	Klarheit	beim	Verwenden	von	Begriffen.
Sie	hilft	jedem,	sich	kurz	und	sachlich	einwandfrei	auszudrücken.	Soll	eine	Definition	genau	sein,	so	ist	dies	an	eine	Voraussetzung	gebunden.	Der	Definierende	muss	die	wesentlichen	(invarianten)	Merkmale	der	Dinge	und	Erscheinungen	kennen.	Er	muss	auch	über	die	Beziehungen	Bescheid	wissen,	in	denen	ein	Gegenstand	zu	einem	anderen	steht
(Abgrenzung/Unterscheidung,	Vergleich).	Schließlich	braucht	er	Kenntnisse	über	die	Struktur	einer	Definition	und	den	Weg,	wie	man	zu	einer	Definition	gelangt.	Wenn	das	nur	unzureichend	der	Fall	ist,	entstehen	zunächst	definitionsähnliche	Gebilde,	z.	B.:	„Zu	den	Säugetieren	gehören	Affen,	Hunde,	Katzen,	Huftiere	und	Fledermäuse“.	Die
eigentliche	Definition	hat	eine	bestimmte	Struktur,	welche	als	Gleichung	ausgedrückt	wird:	Definiendum		=	Definiens	Ausdruck,	der	definiert	werden	soll				Definitionsteil,	durch	den	das	Definiendum	festgelegt	werden	soll	z.	B.	Säugetiere	sind	Wirbeltiere,	deren	Junge	über	Milchdrüsen	ernährt	werden.	Es	gibt	verschiedene	Arten	von	Definitionen.
Die	exakten	Definitionen	gliedern	sich	in	Realdefinitionen	(s.	u.)	und	Nominaldefinitionen.	Bei	letzteren	geht	es	um	die	Bedeutung	eines	Begriffes.	Hierher	gehören	die	Feststellungs-	(Festsetzungs-)	Definitionen.	Sie	geben	an,	was	man	in	einem	Fachgebiet,	Wissenschaftszweig	oder	in	der	Alltagssprache	unter	einem	Begriff	zu	verstehen	hat.	Häufig
hat	ja	ein	und	derselbe	Terminus	verschiedene	Bedeutungen.	Eine	Feststellungs-Definition	entsteht	also	durch	Konsens.	Denken	wir	z.	B.	an	die	verschiedene	Verwendung	des	Begriffes	Baum:	In	der	Botanik	verholzte	Pflanze	mit	Stamm,	Lebensbaum	(biotische	Art,	Bevölkerungsdarstellung),	Kabelbaum	(Elektroinstallation),	Stammbaum	(Phylogenie,
Züchtung),	Hebebaum	(Lastentransport),	Mastbaum	(Segelschifffahrt).	Eine	Feststellungs-Definition	lautet	z.	B.:	Eine	Arterie	ist	ein	Blutgefäß,	in	der	das	Blut	vom	Herzen	weg	transportiert	wird.	In	definitionsähnlichen	Gebilden	ist	die	Struktur	einer	Definition	nicht	genau	erkennbar.	Sie	stellen	meist	Vorstufen	von	exakten	Definitionen	dar	und
bringen	u.	a.	einen	bestimmten	Erkenntnisstand	über	das	Definiendum	zu	Ausdruck.	So	finden	wir	z.	B.	zum	Begriff	„Geschichte“:	Zeitlicher	Ablauf	des	Geschehens,	das	die	Wirklichkeit	ausmacht,	der	Entwicklungsprozess	der	menschlichen	Gesellschaft	als	ganzer	oder	ihrer	Individuen,	ihrer	ökonomischen,	politischen,	ideologischen,	sozialen	und
kulturellen	Ausformung,	dann	auch	die	wissenschaftliche	Disziplin,	die	diesen	Prozess	erforscht.	(Meyers	kleines	Lexikon	Philosophie).	Eine	Definition	ist	also	erstens	eine	Aussage,	welche	feststellt,	was	ein	Objekt	ist	oder/und	wie	es	entsteht;	zweitens	eine	Regel,	die	festlegt,	wie	ein	sprachliches	Zeichen	gebraucht	werden	soll,	drittens	eine	Aussage
bzw.	eine	Regel,	die	feststellt	oder	festsetzt,	was	ein	sprachliches	Zeichen	bedeutet	oder	bedeuten	soll.	Für	eine	klare	und	genaue	Verständigung	hat	die	Realdefinition	besondere	Bedeutung.	Sie	besitzt	folgende	Struktur:	Definiendum		=	Definiens					Artbegriff								Gattungsbegriff		+	artbildende(r)	Unterschied(e)	Beispiele:	Die	Fotosynthese			ist	eine
Form	der	autotrophen	Assimilation	bei	der	der	Aufbau	von	Kohlenhydraten	aus	Kohlenstoffdioxid	und	Wasser	unter	Zufuhr	von	Lichtenergie	mit	Hilfe	des	Chlorophylls	erfolgt.	Dabei	wird	Sauerstoff	abgegeben.	Die	Vernunft			ist	ein	Merkmal,	das	Vermögen	des	Menschen,									die	Welt	vermittels	geistiger	Tätigkeit	in	ihren	Zusammenhängen,
Gesetzmäßigkeiten	und	Widersprüchen,	also	in	ihrer	Totalität	zu	erfassen	und	im	Denken	widerzuspiegeln.	Definieren	als	geistige	Tätigkeit	Das	Aufstellen	einer	Definition	geschieht	durch	Definieren.	Das	Definieren	ist	eine	produktive	geistige	Tätigkeit,	in	deren	Verlauf	der	Definierende	den	zu	definierenden	Begriff	mit	Hilfe	einer	Definition	eindeutig
bestimmt.	Das	Definieren	ist	nicht	immer	einfach	und	man	kann	dabei	Fehler	machen.	Diese	führen	dann	zu	unvollständigen,	fehlerhaften	Definitionen.	Eine	Definition	ist	nur	dann	richtig,	wenn	sie	bestimmten	Regeln	der	Logik	entspricht.	Erstens:	Die	Definition	muss	in	ihren	beiden	Grundbestandteilen	umfangsgleich	sein.	Gegebene	Begriffe	dürfen
nicht	erweitert	oder	verengt	werden.	Die	Definition	„Säugetiere	sind	Wirbeltiere,	die	ihre	Jungen	an	Milchdrüsen	ernähren	und	einen	Schwanz	besitzen“	ist	eine	unzulässige	Begriffsverengung,	da	alle	schwanzlosen	Säugetiere	ausgeschlossen	werden.	Gleichermaßen	falsch	ist	die	Definition	„Säugetiere	sind	Wirbeltiere	mit	vier	Beinen,	deren	Junge	an
Milchdrüsen	ernährt	werden“.	Hier	erfolgte	eine	Begriffserweiterung,	da	nicht	alle	vierbeinigen	Wirbeltiere	zu	den	Säugetieren	gehören.	Zweitens:	Die	Definition	muss	den	zu	definierenden	Begriff	dem	nächsthöheren	Gattungsbegriff	zuordnen.	So	ist	die	Definition	„Säugetiere	sind	Tiere,	...“	zwar	sachlich	richtig,	aber	unexakt,	da	in	der
biosystematischen	Klassifikation	„Wirbeltiere“	als	nächsthöherer	Gattungsbegriff	in	Frage	kommt.	Drittens	darf	die	Definition	keinen	Zirkel,	keine	Tautologie	enthalten.	D.	h.	ein	Begriff	kann	nicht	durch	sich	selbst	definiert	werden,	z.	B.	„Säugetiere	sind	Wirbeltiere,	die	ihre	Jungen	säugen.“	Viertens	darf	die	Definition	nicht	negativ	sein.	Es	nützt
keinem	etwas,	wenn	Aussagen	darüber	getroffen	werden,	was	ein	Begriff	alles	nicht	ist:	„Säugetiere	sind	Wirbeltiere,	die	keine	Eier	legen,	...	deren	Haut	nicht	von	Federn	oder	Schuppen	bedeckt	ist.“	Da	eine	Definition	Klarheit	über	einen	Begriff	bringen	soll,	ist	sie	eng	mit	der	Erklärung	verbunden.	Definitionen	haben	deshalb	oft	erklärenden
Charakter.	Literatur:	Heinzel,	I.	;	F.	Schubert:	Das	Definieren.	–	In:	Wiss.	Ztschr.	F.-Schiller-Univ.	Jena.	Math.-Naturwiss.	R.	–	18(1969)3.	–	Meyers	kleines	Lexikon	Philosophie.	–	Mannheim	;	Wien	;	Zürich	:	Bibliogr.	Institut,	1987.	–	Segeth,	W.:	Elementare	Logik.	–	Berlin	:	VEB	Dt.	Verlag	der	Wissenschaften,	1966.	Autor:	Jan	Bretschneider,	Quelle:
Erstveröffentlichung	im	Lexikon	freien	Denkens,	Angelika	Lenz	Verlag	2000	Häufige	Fragen	zum	Begriff	der	Definition	Hier	sind	einige	der	häufigsten	Fragen	von	unseren	Lesern	zum	Begriff	"Definition"	und	die	Antworten:	Was	ist	eine	Definition?	Eine	Definition	ist	eine	Erklärung	oder	Beschreibung	eines	Begriffs,	einer	Idee	oder	eines	Konzepts,	die
es	anderen	ermöglicht,	dessen	Bedeutung	zu	verstehen.	Eine	Definition	kann	in	unterschiedlichen	Formen	vorliegen,	wie	zum	Beispiel	als	Definitionswörterbuchseintrag,	als	Beschreibung	in	einem	Text	oder	als	Erklärung	durch	eine	Person.	Wofür	werden	Definitionen	verwendet?	Definitionen	werden	in	vielen	Bereichen	verwendet,	um
sicherzustellen,	dass	alle	Beteiligten	dasselbe	Verständnis	von	Begriffen	oder	Konzepten	haben.	Sie	sind	auch	nützlich,	um	Missverständnisse	zu	vermeiden	und	die	Kommunikation	zwischen	Menschen	zu	erleichtern.	Wie	werden	Definitionen	erstellt?	Eine	Definition	kann	auf	verschiedene	Weise	erstellt	werden,	je	nachdem,	welches	Konzept	oder
welcher	Begriff	definiert	wird	und	welcher	Zweck	damit	verfolgt	wird.	Eine	gängige	Methode	zur	Erstellung	von	Definitionen	ist	die	Verwendung	von	Merkmalen	oder	Eigenschaften,	die	den	Begriff	kennzeichnen.	So	kann	beispielsweise	eine	Definition	des	Begriffs	"Katze"	lauten:	"Eine	Katze	ist	ein	vierbeiniges	Säugetier	mit	Fell,	das	als	Haustier
gehalten	wird	und	oft	unabhängig	und	eigenwillig	ist."	Wie	werden	Definitionen	verwendet,	um	Wörter	oder	Begriffe	zu	verstehen?	Um	ein	Wort	oder	einen	Begriff	zu	verstehen,	ist	es	oft	hilfreich,	sich	auf	eine	Definition	zu	beziehen.	Die	Definition	gibt	Aufschluss	darüber,	welche	Merkmale	oder	Eigenschaften	der	Begriff	aufweist	und	welche
Bedeutung	er	hat.	Indem	man	die	Definition	mit	anderen	Informationen,	die	man	über	den	Begriff	hat,	abgleicht,	kann	man	ein	besseres	Verständnis	des	Begriffs	erlangen.	Was	ist	der	Unterschied	zwischen	einer	deskriptiven	und	einer	präskriptiven	Definition?	Eine	deskriptive	Definition	beschreibt,	wie	ein	Begriff	tatsächlich	verwendet	wird,	während
eine	präskriptive	Definition	beschreibt,	wie	der	Begriff	verwendet	werden	sollte.	Eine	deskriptive	Definition	kann	auf	natürliche	Weise	entstehen,	indem	man	die	Verwendung	eines	Begriffs	in	der	Praxis	beobachtet	und	beschreibt,	während	eine	präskriptive	Definition	häufig	durch	eine	Autorität	wie	ein	Wörterbuch	oder	eine	Institution	festgelegt
wird.	Insgesamt	dienen	Definitionen	als	wichtige	Grundlage	für	eine	klare	und	effektive	Kommunikation,	sei	es	in	der	Alltagssprache	oder	in	Fachgebieten.	Indem	wir	eine	klare	Definition	für	einen	Begriff	haben,	können	wir	sicherstellen,	dass	alle	Beteiligten	dasselbe	Verständnis	haben	und	Missverständnisse	vermeiden.	Sozialplan	(©
PhotographyByMK	-	Fotolia.com)	Ein	Sozialplan	i.S.v.	§	112	Abs.	1	S.	2	des	Betriebsverfassungsgesetzes	[BetrVG]	ist	eine	schriftliche	Einigung	zwischen	Unternehmer	(Arbeitgeber)	und	Betriebsrat	über	den	Ausgleich	oder	die	Milderung	der	wirtschaftlichen	Nachteile,	die	den	Arbeitnehmern	infolge	von	geplanten	Betriebsänderungen	entstehen.
Dabei	kommen	etwa	bei	einer	betriebsbedingten	Kündigung	Regelungen	zu	Abfindungen	für	die	aufgrund	einer	Betriebsänderung	entlassenen	Arbeitnehmer	in	Betracht.	Wer	von	einer	solcher	Kündigung	betroffen	sein	wird,	wird	durch	ein	Punkte-System	ermittelt.	Der	Sozialplan	hat	die	normative	Wirkung	einer	Betriebsvereinbarung,	wobei	der	eine
Betriebsvereinbarung	inhaltlich	einschränkende	§	77	Abs.	3	BetrVG	auf	ihn	nicht	anzuwenden	ist	(§	112	Abs.	1	S.	3	und	4	BetrVG).	Diese	Wirkung	liegt	dem	Zweck	des	Sozialplans	zugrunde,	namentlich	dem	Schutz	der	Arbeitnehmer	durch	Ausgleich	oder	Abmilderung	von	wirtschaftlichen	Nachteilen,	die	dem	Arbeitnehmer	infolge	einer
Betriebsänderung	entstehen.	Deshalb	kann	ein	solcher	Sozialplan,	sollte	eine	„freiwillige“	einvernehmliche	Verständigung	zwischen	Arbeitgeber	und	Betriebsrat	nicht	möglich	sein	(sog.	freiwilliger	Sozialplan),	i.S.v.	§	112	Abs.	4	BetrVG	durch	den	Spruch	der	Einigungsstelle	erzwungen	werden	(sog.	erzwungener	Sozialplan).	Ein	Sozialplan	ist	jedoch
nicht	erzwingbar	bei	Neugründungen	(das	Unternehmen	besteht	noch	keine	vier	Jahre)	und	bei	Betriebsänderungen,	die	sich	in	bloßer	Personalverringerung	erschöpfen,	wenn	die	erforderliche	Mindestzahl	an	Kündigungen	(vgl.	§	112a	BetrVG)	nicht	erreicht	wird.	Daneben	besteht	die	Möglichkeit	eines	sog.	Sozialplan-Tarifvertrags.	Dabei	handelt	es
sich	um	einen	Sozialplan,	der	wie	ein	Firmentarifvertrag	für	ein	oder	mehrere	Unternehmen	oder	einen	Konzern	vereinbart	wurde.	Er	kann	durch	Verhandlungen	erreicht,	aber	wie	auch	andere	Firmentarifverträge,	beispielsweise	ein	Interessenausgleich,	durch	Streiks	oder	andere	Formen	des	Arbeitskampfes	erstritten	werden.	Inhaltlich	richtet	sich



der	Sozialplan	an	die	ihm	zugrunde	liegende	Betriebsänderung.	So	regelt	er	beispielsweise	bei	einer	Stilllegung	insbesondere	Abfindungsansprüche	für	die	auf​grund	dieser	Stilllegung	entlas​se​nen	Ar​beit​neh​mer.	Wird	der	Betrieb	in	eine	andere	Stadt	verlegt,	so	enthält	er	Regelungen	insbesondere	zu	Umzugsbeihilfen	und	Fahrtkostenerstattungen.	Bei
Änderungen	der	Arbeitsmethoden	und	/	oder	Fertigungsverfahren	werden	demgegenüber	oftmals	Ausgleichszahlungen	für	diejenigen	Arbeitnehmer	geregelt,	die	in​fol​ge	geänder​ter	Arbeits​in​hal​te	ei​ne	ge​rin​ger	qua​li​fi​zier​te	und	da​her	schlech​ter	be​zahl​te	Ar​beit	ausüben	müssen.	Mit	Blick	auf	§	112	Abs.	1	S.	4	BetrVG	können	daneben	aber	auch
Regelungen	zu	Löhne	beziehungsweise	Gehälter,	Arbeitszeiten	oder	Kündigungsschutzbestimmungen	sowieso	Regelungen	etwa	zur	Aufstockung	des	Arbeitslosengeldes	oder	zu	Härtefallklauseln	für	Schwerbehinderte,	Arbeitnehmer	mit	Kindern	Inhalt	eines	Sozialplans	sein.	In	aller	Regel	sind	die	Regelungen	zugunsten	der	Arbeitnehmer	für	diese
einklagbar.	Interessenausgleich	&	Sozialplan	Von	dem	Sozialplan	ist	der	–	nicht	erzwingbare	–	Interessenausgleich	abzugrenzen,	denn	dieser	betrifft	maßgeblich	die	Fragen,	ob	eine	Betriebsänderung	überhaupt	durchgeführt	werden	soll;	in	welchem	Umfang	sie	durchgeführt	werden	soll	und	in	welchem	Zeitraum	sie	umgesetzt	werden	soll.	Punkte	/
Punktesystem	und	Kriterien	Eine	betriebsbedingte	Kündigung	ist	nur	dann	sozial	gerechtfertigt,	wenn	eine	Sozialauswahl	ordnungsgemäß	durchgeführt	wurde.	Im	Rahmen	dieser	Sozialauswahl	spielen	insbesondere	die	Faktoren	Alter,	Betriebszugehörigkeit,	Unterhaltspflichten	sowie	Behinderungsgrad	eine	Rolle.	Umso	mehr	Punkte	ein
Arbeitnehmer	hat,	desto	höher	sind	die	Anforderungen	an	seine	Kündigung.	In	der	Praxis	werden	im	Wesentlichen	die	folgenden	drei	Punktesysteme	verwendet:			Alter	Betriebs-zugehörigkeit	Unterhalts-pflicht	Sonstige	Unterhalts-pflichten	Behinderungsgrad	(1)	1	Punkt	pro	Lebensjahr;	maximal	aber	55	Punkte	Bis	10	Jahre:	1	Punkt	pro	Jahr	Ab	11
Jahre:	2	Punkt	pro	Jahr;	maximal	aber	70	Punkte	5	Punkte	pro	Kind	4	Punkte	pro	Person	5	Punkte	zzgl.	1	Punkt	je	10	Prozent	Schwerbehinderung	über	50	Prozent	(2)	1	Punkt	pro	Lebensjahr	ab	dem	vollendeten	18.	Lebensjahr	1,5	Punkte	pro	Jahr	7	Punkte	pro	Kind	5	Punkte	pro	Person	11	Punkte	bei	Schwerbehinderung	9	Punkte	bei	Gleichstellung	(3)
1	Punkt	pro	Lebensjahr	maximal	aber	59	Punkte	2	Punkte	pro	Jahr	10	Punkte	pro	Kind	5	Punkte	pro	Person	10	Punkte	bei	GdB	>	50	oder	Gleichstellung	Es	ist	jedoch	zu	beachten,	dass	Arbeitnehmer	mit	besonderen	Schlüsselqualifikationen	von	der	Sozialauswahl	ausgeschlossen	werden	können,	selbst	wenn	sie	mit	ihren	Kollegen	vergleichbar	sind.
Abfindung	im	Sozialplan	Die	Abfindung	im	Sozialplan	wird	in	aller	Regel	nicht	individuell,	sondern	nach	einer	sogenannten	Abfindungsformel	festgelegt.	Diese	berücksichtigt	bestimmte	Faktoren,	nach	denen	die	individuelle	Abfindung	dann	berechnet	wird.	Bei	diesen	Faktoren	handelt	es	sich	im	Wesentlichen	um	die	Gleichen,	die	auch	im	oben
genannten	Punktesystem	im	Fokus	stehen.	Dennoch	besteht	die	Möglichkeit	für	die	Arbeitnehmer,	eine	individuelle	Abfindung	zu	verhandeln.	Dabei	können	sie	zu	ihren	Gunsten	solche	Faktoren	heranziehen,	die	in	der	Abfindungsformel	keine	Berücksichtigung	finden.	Dies	ist	deshalb	möglich,	da	Sinn	und	Zweck	der	Sozialplanabfindung	ist,	den
betroffenen	Arbeitnehmern	eine	finanzielle	Überbrückungshilfe	zu	bieten,	um	die	laufenden	Kosten	für	Miete	oder	Versicherungen	trotz	des	Verlusts	des	Arbeitsplatzes	stemmen	zu	können.	Juraforum.de-Tipp:	Außerhalb	des	Sozialplans	besteht	grundsätzlich	kein	Rechtsanspruch	auf	eine	Abfindung.	Der	Kündigung	nach	Sozialplan	liegt	also	einer
Sozialauswahl	als	Interessenabwägung	zugrunde.	Eine	wirksame	betriebsbedingte	Kündigung	liegt	darüber	hinaus	jedoch	nur	vor,	wenn	ein	Arbeitgeber	ein	Arbeitsverhältnis	deshalb	kündigt,	weil	er	den	Arbeitnehmer	wegen	betrieblicher	Erfordernisse	in	dem	Betrieb	nicht	weiterbeschäftigen	kann.	Deshalb	sind	im	Rahmen	einer	–	vor	der
Interessenabwägung	stattfindenden	–	Verhältnismäßigkeitsprüfung	zunächst	die	folgenden	Fragen	zu	klären:	Ist	das	betriebliche	Erfordernis	tatsächlich	dringend?	Besteht	die	Möglichkeit	einer	Versetzung,	gegebenenfalls	auch	in	einen	anderen	Betrieb?	Besteht	die	Möglichkeit	einer	zumutbaren	Umschulungs-	oder	Fortbildungsmaßnahme?
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